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B1

Titel Deckelung von Probezeiten für Arbeitnehmer

AntragstellerInnen Jusos Saalekreis

Zur Weiterleitung an Juso-Bundeskongress, SPD-Bundesparteitag, SPD-
Landesparteitag Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Deckelung von Probezeiten für Arbeitnehmer

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Die SPD soll sich dafür stark machen, dass zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern1

Probezeiten von maximal 3 Monaten vereinbart werden können, um die missbräuchli-2

che Anwendung der Probezeitregelung einzuschränken und Arbeitnehmern mehr Pla-3

nungssicherheit zu verschaffen.4

Begründung5

Nach aktueller Gesetzeslage, § 622 Abs. 3 BGB, darf eine Probezeit nicht länger als 6 Mona-6

te andauern, eine Verlängerung ist nicht möglich, egal ob es in dieser Zeit zu krankheitsbe-7

dingten Ausfällen des Arbeitnehmers kam. Ziel der Probezeit ist vor allem das gegenseitige8

Kennenlernen und die Feststellung der Eignung für die zu verrichtende Arbeit.9

Diese Regelung ist zwar keine gesetzliche Voraussetzung für das Zustandekommen eines Ar-10

beitsvertrages, wird aber in der Regel bei jedem befristeten bzw. unbefristeten Arbeitsverhält-11

nis vereinbart.12

Das Problem der langen Probezeit besteht in dem erst nach Ende der Probezeit einsetzenden13

vollständigen Kündigungsschutz für den Arbeitnehmer. Dies führt zu einer hohen Planungsun-14

sicherheit, sodass es nur schwer möglich ist, langfristige Darlehen abzusichern, Mietverträge15

zu erfüllen oder ein stabiles soziales Umfeld aufzubauen.16

Eine Deckelung von Probezeiten auf 3 Monate und ein schon nach 3 Monaten einsetzender17

vollständiger Kündigungsschutz würde zum einen Missbrauchsmöglichkeiten einschränken18

und zum anderen eine schnellere Gewissheit und damit eine solidere Vertrauensbasis für19

beide Vertragsparteien schaffen.20

ÄB1-1 AntragstellerInnen: Jusos Harz (Karsten Barner)

8
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Betrifft Antragszeile: 1

Zeile 1: Ersetzung: “Die SPD soll sich dafür stark machen, dass Arbeitgeber Probezeiten1

von maximal 3 Monaten vereinbaren können.”2
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B4

Titel Weg mit Paragraph 219a

AntragstellerInnen Jusos Magdeburg

Zur Weiterleitung an ASF Sachsen-Anhalt, SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt,
SPD-Landtagsfraktion Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Weg mit Paragraph 219a

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Keine Kompromisse mit uns! Der Paragraph 219a des StGB muss vollständig gestrichen1

werden. Der aktuelle Kompromiss stellt keine ausreichende Lösung dar. Er stärkt weder2

die Informationsrechte von ungewollt Schwangeren  noch führt er zu der beabsichtigten3

Rechtssicherheit für die betroffenen Ärzt*innen.4

Begründung5

Schickt Melissa zu. Erster Ausdruck liegt bei Tobias.6

ÄB4-1 AntragstellerInnen: Jusos Halle

Betrifft Antragszeile: 1

Im Antragskopf; streiche “Weiterleitung SPD-Stadtparteitag Magdeburg”1

ÄB4-2 AntragstellerInnen: Jusos Magdeburg

Betrifft Antragszeile: 2

Der aktuelle Kompromiss stellt keine ausreichende Lösung dar. Er stärkt weder die Infor-1

mationsrechte von ungewollt Schwangeren  noch führt er zu der beabsichtigten Rechts-2

sicherheit für die betroffenen Ärzt*innen.3

10
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B5

Titel Mutterschaft für lesbische Paare

AntragstellerInnen Jusos Magdeburg

Zur Weiterleitung an Juso-Bundeskongress, SPD-Bundestagsfraktion, SPD-
Landesparteitag Sachsen-Anhalt, SPD-Parteivorstand

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Mutterschaft für lesbische Paare

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Zur Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag zur Weiterleitung an den Bundesparteitag1

Um die noch immer bestehende Diskriminierung von Müttern in gleichgeschlechtlichen2

Partnerschaften und deren Kindern zu beenden, muss das Abstammungsrecht novel-3

liert werden. Dabei sind zwei Varianten abzubilden.4

1. Es ist eine Mutterschaftsbekundung einzuführen, die analog zur bisherigen An-5

erkennung von Vaterschaften funktioniert.6

2. Frauen, die in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft bzw. Ehe leben, werden7

als Mit-Mutter ab Geburt anerkannt.8

Variante 1 ist dabei Variante 2 übergeordnet.9

Somit entfällt für Kinder, die in einer entsprechenden gleichgeschlechtlichen Partner-10

schaft, auf die der Punkt 1 bzw. 2 zutrifft, das bisher übliche Verfahren der Sukzessivad-11

option.12

Begründung13

Die bisher in Deutschland gültigen Regelungen für die Elternschaft nach der Geburt eines Kin-14

des sind weit ab der Realität der heutigen Gesellschaft. Sofern ein heterosexuelles Paar ein15

Kind bekommt, ist der mit der Frau verheiratete Mann automatisch der Vater des Kindes. Au-16

ßerdem kann derMann vor der Geburt des Kindes die Vaterschaft rechtsbindend anerkennen,17

sofern das Paar nicht verheiratet ist. Kinder sollen vor allem in einem liebevollen Elternhaus18

aufwachsen, was nicht zwingendMutter und Vater umfasst, sondern beispielsweise auch zwei19

Mütter umfassen kann. Mit einer Mutterschaftsbekundung vor der Geburt können zwei für-20

sorgende Elternteile bestimmt werden, wodurch die Verantwortung nicht mehr auf den Ju-21

gendämtern lastet. Die derzeitigen Regelungen einer Stiefkindadoption nach der Geburt des22

11
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Kindes birgt Unsicherheiten für lesbische Eltern und kann mehrere Monate bis Jahre dauern.23

Die adoptierende Mutter ist bis zum Abschluss des Verfahrens nicht erziehungsberechtigt und24

hat keinerlei Rechte, Entscheidungen für das Kind zu treffen. Vor allem in Notsituationen kann25

das kritisch sein. Das bislang übliche, anachronistische Verfahren der nachgeordneten Adop-26

tion entfällt somit, was nicht nur Rechtsunsicherheit und Diskriminierung beendet, sondern27

auch eine entwürdigende Praxis beendet.28

Damit entfällt auch die Ungleichbehandlung, dass ein Mann – ob er der biologische Vater des29

Kindes ist oder nicht – als Vater des Kindes eingetragen werden kann (mit Trauschein, mit30

Vaterschaftsbekundung), dies auf Mitmütter bislang aber nicht zutrifft.31

Im Sinne eines modernen Abstammungsrechtes fordern wir die oben genannten zwei Mög-32

lichkeiten für lesbische Paare einzuführen, um Kindern eine sichere familiäre Zukunft bieten33

zu können.34

12
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B6

Titel Alternative Lebensgemeinschaften anerkennen! – Für einen zi-
vilen Solidaritätspakt

AntragstellerInnen Jusos Halle (Saale)

Zur Weiterleitung an SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Landesparteitag Sachsen-
Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Alternative Lebensgemeinschaften anerkennen! – Für einen zivi-

len Solidaritätspakt

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Zur Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag zur Weiterleitung an den SPD-1

Bundesparteitag2

Die SPD-Bundestagsfraktion wird aufgefordert einen Gesetzesentwurf zu erarbeiten,3

der sich mit der Einführung eines zivilen Solidaritätspakt beschäftigt und sich an An-4

lehnung des französischen „pacte civil de solidarité“ (PACS) orientiert. Jedoch sollen ein5

fester gemeinsamer Wohnsitz, die Beschränkung auf zwei Personen, den Ausschluss6

vom Adoptionsrecht und die vorgeschriebene Festlegung des Geschlechts aus dem So-7

lidaritätspakt herausgenommen werden und im entsprechend Gesetzesentwurf ange-8

passt werden. Darüber hinaus sollen im Ausland geschlossene PACS oder vergleichbare9

Vereinbarungen in Deutschland anerkannt werden.10

Begründung11

Seit 1999 besteht in Frankreich der “pacte civil de solidarité” (PACS), der eine zivilrechtliche12

Partnerschaft mit Gütergemeinschaft, gemeinsamer steuerlicher Veranlagung und steuerlich13

günstigeren Erbbestimmungen ermöglicht, unabhängig vom Geschlecht der Partner*innen.14

Im Zuge des zivilen Solidaritätspaktes verpflichten sich die Partner*innen zu gegenseitiger15

Hilfe. Die Regelung dieser Hilfspflichten werden für die individuelle Ausgestaltung den Part-16

ner*innen überlassen und können beispielweise durch eine*n Notar*in vertraglich geregelt17

werden. Personen, die durch einen zivilen Solidaritätspakt verbunden sind, sind in Erb- und18

Steuerfragen den Verheirateten gleichgestellt. Der bürokratische Aufwand bezieht sich auf ein19

einziges Formular, welches beim Amtsgericht abgegeben werden muss. und lässt sich durch20

eine Nachricht an das Gericht wieder auflösen. Der zivile Solidaritätspakt orientiert sich an21

13
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den Bedürfnissen einer freien und modernen Gesellschaft und ermöglicht nicht nur materiel-22

le Sicherheit, sondern schafft ebenso Anerkennung und Toleranz gegenüber alternativen Le-23

bensgemeinschaften. Außerdem erhalten die Bürger*innen die Freiheit sich für eine religiös-24

romantische Ehe oder für eine praktisch angelegte Lebensgemeinschaft zu entscheiden.25
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B7

Titel Freiheit durch Bachelor, für ein gerechteres Jurastudium

AntragstellerInnen Jusos Halle (Saale)

Zur Weiterleitung an SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt, SPD-Landtagsfraktion
Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Freiheit durch Bachelor, für ein gerechteres Jurastudium

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag und SPD Landtagsfraktion1

Eine Grundlegende Reform des Jurastudiums ist dringend notwendig und überfällig.2

Ein Zwischenschritt dorthin, der einfacher zu erreichen ist, ist die Einführung eines3

supplementären Bachelor of Law-Grades, der unabhängig vom Staatsexamen durch4

Abschluss des Grundstudiums und des universitären Schwerpunkt nach § 5 des Ju-5

ristenausbildungsgesetzes Sachsen-Anhalt (JAG LSA) erworben werden kann. Die SPD-6

Landtagsfraktion bekennt sich dazu und wirkt dahingehend auf die Universitäten des7

Landes, insbesondere auf die Martin-Luther-Universität Halle/Wittenberg ein.8

Ziel muss es dabei sein, die Gefahr zu senken, nach voller Studiendauer das Studium9

ohne jeden Abschluss oder anrechenbaren Leistungen abbrechen zu müssen.10

Zwar eine solche Reform in den Aufgabenbereich der Juristischen und Wirtschaftswis-11

senschaftlichen Fakultät an der Martin-Luther-Universität, aber es hat sich beim Arbei-12

ten mit dieser gezeigt, dass sich diese ohne Druck vom Land nicht oder nur sehr schwer13

bewegt, auch weil der Bereich seine besondere Beziehung zu Behörden und Gerichten14

des Landes immer gefährdet sieht. Ginge die Initiative zu einer Reform vom Land aus,15

wäre dieser Einwand nichtig.16

Begründung17

Die Ausbildung von Jurist*innen unterliegt, im Gegensatz zu jedem „normalen“ Studiengang,18

haben der staatlichen Aufsicht über die Prüfungs- und damit die Studieninhalte. In diesem Fall19

über die Juristenausbildungs- und Prüfungsverordnung des Landes Sachsen-Anhalt (JAPrVO20

LSA), das JAG-LSA und dem Deutschen Richtergesetz.21

 22

15



2019/I Juso-Landesdelegiertenkonferenz 2019G Antragsbereich G - Gesundheit und Soziales

Als Studienziel wird in letzterem das erste Staatsexamen genannt, das aus zwei Teilen besteht:23

die vom Land gestellte staatliche Pflichtfachprüfungen (sechs Stück) und die Universitär ge-24

stellte, an eine Bachelorarbeit angelehnte, Schwerpunktarbeit, das dann zum Referendariat25

und dem, durch das zweite Staatsexamen erlangten, Berufsbildenden (!) Abschluss „Befähi-26

gung zum Richteramt“ mit dem Berufstitel „Rechtsassessor“ oder umgangssprachlich Vollju-27

rist hinleitet.28

 29

Insbesondere bei den Pflichtfachprüfungen sind die Hürden dabei sehr hoch und die Durch-30

fallquote ist mit 30-40% eher grenzwertig, was dadurch verschlimmert wird, dass alle Anwär-31

ter*innen nur zwei Versuche haben.32

Fällt man zwei Mal durch, so steht man nach normalerweise mehr als 8 Semestern Studi-33

um mit nichts außer einer großen Lücke im Lebenslauf da, man hat auch fast keine Chance34

sich Leistungen auf andere Studiengänge anrechnen zu lassen wie dies bei modularisierten35

Studiengängen in der Regel der Fall ist. 36

Diese Angst, kombiniert mit der völlig realitätsfernen und subjektiven Benotung sorgt dafür,37

dass Jurist*innen mit die höchsten Quote an psychischen Erkrankungen und Selbstmordver-38

suchen unter allen Studienrichtungen haben.39

• 5 des JAG-LSA sagt dabei aus, dass es der Fakultät frei steht, Akademische Titel nach40

dem Abschluss der staatlichen Pflichtfachprüfung, oder der Universitären Schwer-41

punktprüfung zu verteilen, was sie auch tut, wenn indem sie auf Antrag den Titel42

Diplom-Jurist an Absolventen des Ersten Staatsexamens verteilt, Der Master of Law43

(LL.M.) ist darüber hinaus ein Postgradualer Titel, weshalb der Bachelor of Law als44

einiger infrage kommt.45

In Deutschland gibt es dafür bereits verschiedene Pilotprojekte an verschiedenen Unis46

in Deutschland, die zeigen wie wichtig es für viele angehende Jurist*innen ist, nach der47

sogenannten „Scheinfreiheit“ einen Abschluss in der Hand zu haben.48
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G1

Titel Förderung von „Erste Hilfe“ – Maßnahmen und „Laien-
Reanimation“

AntragstellerInnen Jusos Halle (Saale)

Zur Weiterleitung an SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Landesparteitag Sachsen-
Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Förderung von „Erste Hilfe“ – Maßnahmen und „Laien-

Reanimation“

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Zur Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag zur Weiterleitung an den SPD-1

Bundesparteitag2

Die SPD-Bundestagsfraktion wird aufgefordert Möglichkeiten zu finden, um die Quote3

von Laien-Reanimationen in Deutschland und das generelle Anwenden von Erste Hilfe4

– Maßnahmen in der Bevölkerung zu steigern.5

Dazu soll die SPD durch das Anbieten von Erste Hilfe Kursen innerhalb ihrer Mitglied-6

schaft als gutes Beispiel voran gehen.7

Begründung8

Nur ca. ein Drittel der Bevölkerung in Deutschland traut sich eine Wiederbelebung zu. Da-9

bei zählt in solch einem Notfall jede Minute. Generell sind Erste Hilfe – Maßnahmen für10

eine schnelle gesundheitliche Versorgung vom großen Wert. Oft kommen Rettungskräfte11

zu spät zum Unfallort oder es geht wertvolle Zeit verloren. In Ländern, wo die „Laien-12

Reanimationsqoute“ höher deutlich höher ist (beispielsweise Norwegen) steigt auch die Über-13

lebenschance von Patient*innen enorm an.14

Es zeigt sich, dass ein Großteil des Wissens über Erste Hilfe bzw. Reanimation verloren geht,15

wenn dieses Wissen nicht aufgefrischt wird. Zudem kann die Angst des/der Einzelnen etwas16

falsch zu machen in einer Notsituation dazu führen, dass gar nicht gehandelt wird. Dies ist17

aber für die/den Betroffenen am ungünstigsten.18
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G2

Titel Verbot der Kostenerstattung homöopathischer Mittel durch
Krankenkassen

AntragstellerInnen Jusos Magdeburg

Zur Weiterleitung an SPD-Bundestagsfraktion

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Verbot der Kostenerstattung homöopathischer Mittel durch Kran-

kenkassen

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Die Bundestagsfraktion wird aufgefordert, sich gegen die Kostenübernahme homöo-1

pathischer Mittel durch Krankenkassen einsetzen. Als Leistungen, die keinerlei wissen-2

schaftliche und medizinische Grundlage haben, dürfen sie nicht auf Kosten der Solidar-3

gemeinschaft erstattet werden. Als rein subjektives “Heilverfahren”, müssen die Kosten4

auch allein vom Anwender/ von der Anwenderin getragen werden.5

Begründung6

Im Zulassungsverfahren von Arzneimitteln ist der wichtigste Indikator die Abwägung des7

Nutzen-Risiken-Verhältnisses. Da Globuli und der gleichen keine nachweisbaren Wirkmittel8

enthalten, kann es keine unmittelbaren Risiken geben. Das Gefahrenpotenzial liegt eher in9

den falschen Versprechungen dieser Mittel, etwa in der Behauptung Krebserkrankungen hei-10

len zu können und die gesellschaftliche Last, durch die Finanzierung nicht evidenzbasierender11

Heilmittel. Langfristig muss es ein neues Gesetz zur Modernisierung der gesetzlichen Kranken-12

versicherung (GKV) geben, um die Formulierung im § 135 des Fünften Buches Sozialgesetz-13

buch (SGB V) hinsichtlich der Anwendung neuer Untersuchungs- und Behandlungsmethoden14

zu Lasten der Solidargemeinschaft:15

Neue Untersuchungs- und Behandlungsmethoden dürfen in der vertragsärztlichen und16

vertragszahnärztlichen Versorgung zu Lasten der Krankenkassen nur erbracht werden,17

wenn der Gemeinsame Bundesausschuss … Empfehlungen abgegeben hat über18

1. die Anerkennung des diagnostischen und therapeutischenNutzens der neuenMetho-19

de sowie deren medizinische Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit – auch im Vergleich20

zu bereits zu Lasten der Krankenkassen erbrachte Methoden – nach dem jeweiligen21
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Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse in der jeweiligen Therapierichtung … ( § 13522

Abs. 1 SGB V)23

um den Passus ...in der jeweiligen Therapierichtung… zu streichen.24

Dieser bedeutet, dass das Prinzips der Binnenanerkennung in Kraft tritt, also die Anerkennung25

der Anwendung dieser Arzneimittel für diese Indikationsgebiete nach demErkenntnisstand als26

Therapiestandard in der jeweiligen Therapierichtung stattfindet. Einfacher gesagt bedeutet27

es, dass die angeblichen Wirkungsnachweise nur aus dem Kreise anderer Homöopath*innen28

genommen werden. Durch diese Bezugnahme erlangen diese Mittel ihren Binnenkonsens und29

somit ihre Zulassung durch das Bundesinstitut für Arzneimittel undMedizinprodukte (BfArM).30

Auf diesen Weg entgehen homöopathische Mittel einem klaren Beleg ihrer nicht vorhanden31

Wirksamkeit und medizinischen Nutzen. So werden Leistungen gefördert, die nicht nur den32

Ansprüchen einer aufgeklärten Gesellschaft widersprechen, sondern betreiben auf diesem33

Weg eine wissentliche Irreführung, welche im schlimmsten Falle erhebliche, gesundheitliche34

Folgen für seine Anwender*innen haben kann.35
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G3

Titel Prävention, Eindämmung und Bekämpfung von multiresisten-
ten Keimen innerhalb der EU

AntragstellerInnen Jusos Halle (Saale)

Zur Weiterleitung an S&D-Fraktion im Europaparlament, SPD-Bundestagsfraktion,
SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Prävention, Eindämmung und Bekämpfung von multiresistenten

Keimen innerhalb der EU

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Zur Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag zur Weiterleitung an den SPD Bundespar-1

teitag2

Die S&D-Fraktion und die SPD-Bundestagsfraktion werden aufgefordert Möglichkeiten3

der Prävention, Eindämmung und Bekämpfung von multiresistenter Keime zu prüfen4

und anzuwenden. Hierzu soll ein Etat für die intensive Forschung an Bakteriophagen5

bereitgestellt werden, welche die beste Möglichkeit zur Bekämpfung von multiresisten-6

ten Keimen darstellen. Weiterhin sollten sich Staaten innerhalb der EU am Sicherheits-7

konzept von Kliniken in den Niederlanden nehmen. Außerdem sollen auch die Auswir-8

kungen des Antibiotikaeinsatz in der intensiven Tierhaltung berücksichtigt werden und9

möglichst eingedämmt werden. Darüber hinaus sollen verpflichtend Reinigungsinter-10

valle und klare Regelungen zur Einhaltung der Einwirkzeiten von Desinfektionsmitteln11

geschaffen werden.12

Begründung13

Multiresistente Keime stellen in der medizinischen Versorgung von Patient*innen eine große14

Bedrohung dar. Durch die Resistenz der Bakterien bzw. Mikroorganismen stoßen Therapi-15

en mit Antibiotika, aber teilweise auch andere Medikamente, an ihre Grenzen, da diese nicht16

mehr zureichend wirken können. Betroffene Patient*innen können daher selbst an scheinbar17

einfachen Infektionen lebensbedrohlich erkranken. Besonders Kleinkinder und ältere Men-18

schen sind gefährdet.19

Ein Großteil der Infektionen entstehen in Einrichtungen des Gesundheitssystems (z.B. Kran-20

kenhäuser). In vielen Fällen ist eine Therapie der multiresistenten Keime mit sogenannten21
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„Reserve-Antibiotika“ nur schwer oder nicht möglich. Es besteht auch die Annahme, dass ein22

gezielterer Gebrauch von Antibiotika von Nöten wäre.23

Ein gezieltes Einsetzen von Bakteriophagen kann jede Art von multiresistenten Keimen zuver-24

lässig bekämpfen und schadet, im Gegensatz zu herkömmlichen Antibiotika, keinen anderen25

Bakterien, welche für unseren Körper wichtig sind. Da der Einsatz von Phagen in der Pharma-26

industrie allerdings noch als experimentell angesehen wird, bedarf es Gelder für Forschung,27

welche zuverlässige Heilmittel entwickeln kann.28

Es ist zu beobachten, dass es innerhalb der EU starke Unterschiede im Umgang mit multire-29

sistenten Keimen und deren Verbreitung gibt. Die Situation ist beispielsweise in den skandi-30

navischen Ländern weitaus besser, als in den Ländern Süd- und Südosteuropas.31

ÄG3-1 AntragstellerInnen: Jusos Wittenberg

Betrifft Antragszeile: 5

Einzufügen nach Satzende in Zeile 5:1

Hierzu soll ein Etat für die intensive Forschung an Bakteriophagen bereitgestellt werden,2

welche die beste Möglichkeit zur Bekämpfung von multiresistenten Keimen darstellen.3

Weiterhin sollten sich Staaten innerhalb der EU am Sicherheitskonzept von Kliniken in4

den Niederlanden nehmen.5

ÄG3-2 AntragstellerInnen: Jusos Wittenberg

Betrifft Antragszeile: 6

Zeile 6:1

Streiche “Dabei” und ersetze durch “Außerdem”2

ÄG3-4 AntragstellerInnen: Jusos Magdeburg (Martin Kröger)

Betrifft Antragszeile: 6

hinten anfügen (Zeile 6) Darüber hinaus sollen verpflichtend Reinigungsintervalle und1

klare Regelungen zur Einhaltung der Einwirkzeiten von Desinfektionsmitteln geschaffen2

werden.3

ÄG3-3 AntragstellerInnen: Jusos Wittenberg

Betrifft Antragszeile: 17
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Zeile 17; Einfügen als eigenständiger Absatz: “Ein gezieltes Einsetzen von Bakteriopha-1

gen kann jede Art von multiresistenten Keimen zuverlässig bekämpfen und schadet, im2

Gegensatz zu herkömmlichen Antibiotika, keinen anderen Bakterien, welche für unse-3

ren Körper wichtig sind. Da der Einsatz von Phagen in der Pharmaindustrie allerdings4

noch als experimentell angesehen wird, bedarf es Gelder für Forschung, welche zuver-5

lässige Heilmittel entwickeln kann.”6

 7
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G4

Titel Aufnahme von psychischen Erkrankungen in die
Berufskrankheiten-Verordnung

AntragstellerInnen Jusos Saalekreis

Zur Weiterleitung an SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Aufnahme von psychischen Erkrankungen in die

Berufskrankheiten-Verordnung

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Zur Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt zur Weiterleitung an den1

SPD-Bundesparteitag2

Die SPD soll sich dafür stark machen, dass psychische Erkrankungen, die durch Arbeits-3

verdichtung, durch Überbelastung und Überforderung am Arbeitsplatz entstehen, als4

Berufskrankheiten anerkannt und in die Berufskrankheiten-Verordnung aufgenommen5

werden.6

Begründung7

In den letzten Jahren wurden immer wieder Diskussionen in der Öffentlichkeit über die Folgen8

der Digitalisierung für die menschliche Arbeit geführt.9

Dabei ging es meistens um Fragen der Effizienz, der Zusammenarbeit von Menschen und Ma-10

schinen und um lebenslanges Lernen mit neuer Technik. Leider wurde kaum darüber gespro-11

chen, welche Belastungen durch die Digitalisierung auf den menschlichen Geist einwirken.12

Dabei ist seit Jahren klar, dass insbesondere Arbeit mit spezialisierter Technik hohe Anfor-13

derungen an den Anwender stellt und zu hoher Verantwortung zwingt. Dies kann psychisch14

krank machen. Viele Arbeitgeber verschleißen trotz dieser wissenschaftlichen Erkenntnis ihre15

Mitarbeiter durch wahnsinnige Effizienzvorgaben bei gleichzeitig mangelhaften Fortbildungs-16

möglichkeiten.17

Es werden längere Arbeitsunfähigkeit in Kauf genommen und Gefahren ignoriert, um kurz-18

fristige ökonomische Vorteile zu sichern.19

Deshalb fordern wir, dass psychische Erkrankungen, die durch Arbeit und das Arbeitsum-20

feld entstehen können, in die Berufskrankheiten-Verordnung aufgenommenwerden. Dadurch21
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können Arbeitsverdichtungen besser geregelt und Präventionen gegen Überlastung geschaf-22

fenwerden. Auch kann dies Krankenkassen entlasten und bei der Entstigmatisierung vonMen-23

schen mit psychischen Erkrankungen helfen.24

Welche Erkrankungen es im konkreten Fall sind, dass soll eine wissenschaftliche Fachkom-25

mission ermitteln und beschließen.26

ÄG4-1 AntragstellerInnen: Jusos Magdeburg (Florian Uschner)

Betrifft Antragszeile: 6

Zeile 6 (im Anschluss an bestehenden Antragstext): Äls Grundlage soll die WHO-Liste für1

psychische Erkrankungen verwendet werden.2
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G5.1

Titel Prüfauftrag des Gesetzes zur Zusammenlegung der Alten-,
Kranken- und Kinderkrankenpflegeausbildung

AntragstellerInnen Jusos Magdeburg

Zur Weiterleitung an Juso-Bundeskongress, SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Prüfauftrag des Gesetzes zur Zusammenlegung der Alten-,

Kranken- und Kinderkrankenpflegeausbildung

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Zur Weiterleitung an: Juso-Bundeskongress zur Weiterleitung an den SPD-1

Bundesparteitag2

Die von der Bundesregierung im Rahmen des Pflegeberufsreformgesetzes am3

22.06.2017 beschlossene Zusammenlegung der Alten-, Kranken- und Kinderkranken-4

pflegeausbildung zur generalistischen Pflegeausbildungmuss hinsichtlich ihrer Umsetz-5

barkeit und Sinnhaftigkeit kritisch überprüft werden. Dazu soll sich ein Gremium alle 1,56

Jahre zusammenfinden, in dem auch Auszubildende vertreten sind, welches die Reform7

evaluiert und ggf. entsprechende Anpassungsmaßnahmen plant und durchführt. Dabei8

muss insbesondere der praktische pädiatrische Teil der Ausbildung in den Blick genom-9

men werden. Qualitätsabstriche dürfen nicht aufgrund fehlender Praxiseinrichtungen10

entstehen.11

Begründung12

Durch die zum 01. Januar 2020 wirksame Reform sollen die Ausbildungen in der Alten-,13

Kranken- und Kinderkrankenpflege zusammengelegt werden. Die Bundesregierung wirbt da-14

mit, die Pflegeausbildung so „attraktiver“ zumachen. Anders als heute, absolvieren die Azubis15

zukünftig in den ersten zwei Jahren eine gemeinsame, auf alle Versorgungsbereiche (Altenpfle-16

ge, Krankenpflege, Kinderkrankenpflege) ausgerichtete Ausbildung. Im dritten Jahr können sie17

sich für die Fortsetzung dieser generalistischen Ausbildung und den Erwerb des Abschlusses18

Pflegefachmann/-frau entscheiden, oder ihren Schwerpunkt auf die Pflege alter Menschen19

oder die Versorgung von Kindern legen. Eine Zusammenlegung bedeutet, dass alle Azubis20

künftig einen Teil ihrer Ausbildung in einer stationären oder ambulanten Kinderkrankenpflege21

absolvieren müssen. Die Ausbildungsplätze in diesem Feld sind jedoch auf Grund der sowie-22

so schon geringen Verfügbarkeit spezieller Kinderkrankenstationen und -pflegeeinrichtungen23
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begrenzt und das Pflegepersonal ausgelastet. Durch die künftig zusätzlich zu betreuenden24

Azubis würde sich die sowieso schon strapazierte Pflegesituation auf Säuglings- und Kinder-25

stationen massiv verschlechtern.26

Viele (gerade kleinere private) Einrichtungen können es sich schlicht nicht leisten, eine Aus-27

bildung anzubieten, müssen trotzdem in den vom Gesetz initiierten Ausgleichsfond zahlen,28

erhalten dann aber selber aus diesem keine Unterstützung zurück, weil sie keinen Ausbil-29

dungsplatz anbieten können.30

Zudem würde die Zusammenlegung dazu führen, dass es zukünftig keine klassischen „Kin-31

derkrankenpflegerInnen“ mehr gibt. Dabei haben gerade Kinder und Jugendliche besondere32

Bedürfnisse, auf die eine spezielle Ausbildung vorbereiten muss. Während die Bundesregie-33

rung auf Gemeinsamkeiten bei der Kranken- und Altenpflege verweist, könnten spezifische34

Inhalte der Kinderkrankenpflege verloren gehen, etwa die spezielle Ausbildung im Umgang35

mit den Eltern und Kindern oder die Kenntnis über spezielle Entwicklungsstufen.36

ÄG5.1-1 AntragstellerInnen: Jusos Wittenberg (Nico Bothe)

Betrifft Antragszeile: 17

G5 -11

Zeile 6; Streiche „kritisch überprüft werden“ und ersetze durch „und Sinnhaftigkeit kri-2

tisch überprüft werden. Dazu soll sich ein Gremium alle 1,5 Jahre zusammenfinden, in3

dem auch Auszubildende vertreten sind, welches die Reform evaluiert und ggf. entspre-4

chende Anpassungsmaßnahmen plant und durchführt.“5
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G5.2

Titel Änderung des §94 Absatz 6 Satz 1 im SGB VIII

AntragstellerInnen Jusos Halle (Saale)

Zur Weiterleitung an SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Landesparteitag Sachsen-
Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Änderung des §94 Absatz 6 Satz 1 im SGB VIII

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Zur Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag zur Weiterleitung an den SPD-1

Bundesparteitag2

In §94 IV SGBVIII soll der Kostenbeitrag von 75% auf 40% reduziert werden. Zusätzlich3

sollen die jungenMenschen intensiver über dieMöglichkeit einer Befreiung von der Kos-4

tenheranziehung informiert und bei der Stellung eines solchen Antrags aktiv unterstütz5

werden.6

Begründung7

Junge Menschen (alle Kindergeldberechtigten) die sich nicht in Obhut ihrer Familie befinden8

sondern entweder in Pflegefamilien, Kinderheimen oder anderen betreuten Einrichtungen be-9

finden, müssen, wenn sie in dieser Zeit Geld wie Beispielsweise durch eine Ausbildung verdie-10

nen sich mit bis zu 75% ihres Lohnes als Kostenbeitrag abgeben. Junge Menschen die durch11

verschiedene Gründe nicht bei ihren Eltern sondern in der Obhut anderer aufwachsen müs-12

sen und dadurch in vielen Fällen schon einen schwierigeren Start in das Leben haben, darf13

das Leben und ihr weg in ein selbstbestimmte Zukunft nicht künstlich erschwert werden.14

ÄG5.2-1 AntragstellerInnen: Jusos Magdeburg

Betrifft Antragszeile: 3

In §94 IV SGBVIII soll der Kostenbeitrag von 75% auf 40% reduziert werden. Zusätzlich1

sollen die jungenMenschen intensiver über dieMöglichkeit einer Befreiung von der Kos-2

tenheranziehung informiert und bei der Stellung eines solchen Antrags aktiv unterstütz3

werden.4
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G6
Titel Befreiung von Azubis und Studierenden vom Zusatzbeitrag

(für Kinderlose) zur Kranken- und Pflegeversicherung

AntragstellerInnen Jusos Halle (Saale)

Zur Weiterleitung an SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Befreiung von Azubis und Studierenden vom Zusatzbeitrag (für

Kinderlose) zur Kranken- und Pflegeversicherung

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Zur Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt zur Weiterleitung an die1

SPD-Bundestagsfraktion2

Azubis, Studierende, Geringverdiener*innen und Rentner*innen sollen vom Zusatzbei-3

trag für Kinderlose zur Pflege- und Krankenversicherung befreit werden.4

Begründung5

Vor allem Auszubildende und Studierende haben weniger finanzielle Mittel zur Verfügung.6

Diese sollen auch mit über 23 befreit sein, um ihnen das wenige zum Leben benötigte Geld7

weiter zur Verfügung zu stellen.8

ÄG6-1 AntragstellerInnen: Jusos Saalekreis (Tom)

Betrifft Antragszeile: 3

Titel: Befreiung von Personen bis zur Vollendung des 30. Lebensjahres vom Zusatzbei-1

trag (für Kinderlose) zur Pflegeversicherung2

und Zeile 3: ”Personenbis zur Vollendungdes 30. Lebensjahres sollen vomZusatzbeitrag3

für Kinderlose zur Pflegeversicherung befreit werden.4

ÄG6-2 AntragstellerInnen: Jusos Halle (Niklas)

Betrifft Antragszeile: 3

Zeile 3 nach Azubis: “ Studierende, Geringverdiener*innen und Rentner*innen”1
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G7

Titel Zugang zur Bildung und sozialer Teilhabe stärken – Bürokra-
tieabbau beim Bildungs- und Teilhabegesetz

AntragstellerInnen Jusos Magdeburg

Zur Weiterleitung an Juso-Bundeskongress, SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Zugang zur Bildung und sozialer Teilhabe stärken – Bürokratieab-

bau beim Bildungs- und Teilhabegesetz

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Für fast jedes Anliegen muss bei der zuständigen Behörde ein Antrag gestellt werden,1

was bei vielen Menschen die Belastungsgrenze überschreitet. Vor allem im Bereich der2

Bildung muss diese Bürokratie abgebaut werden, um der Bildungsungleichheit entge-3

genzuwirken.4

Begründung5

Ein Schritt dafür ist der Abbau beim Bildungs- und Teilhabegesetz. Um aus dem Leistungen zu6

beziehen sind viele Bescheinigungen und nachweise, wie z.B. die Bedürftigkeitsprüfung oder7

Leistungsprüfung aus dem Sozialgesetzbuch. Viele Menschen schämen sich deshalb oder füh-8

len sich schikaniert und füllen diesen Antrag erst gar nicht aus, sodass das Kind benachtei-9

ligt wird. Deshalb sollte es unser Ziel sein einen Bürokratieabbau bei diesem Antrag zu er-10

reichen. Es könnte bereits bei anderen Möglichkeiten zur Prüfung angesetzt werden, sodass11

Entscheidungs- und Schamgrenzen nicht überschritten werden. Zudem könnten die Verant-12

wortlichen Stellen bei der Stadt oder dem Landkreis mit dem Jobcenter oder den zuständigen13

Behörden enger zusammenarbeiten, um die eigenständige Bescheinigung aufzuheben.14
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LSA1

Titel Autonome Fahrprojekte in Sachsen Anhalt

AntragstellerInnen Jusos Halle (Saale)

Zur Weiterleitung an SPD-Landtagsfraktion Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Autonome Fahrprojekte in Sachsen Anhalt

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Wir setzen uns dafür ein, dass das autonome Fahren in Sachsen Anhalt voran gebracht1

wird. Es soll vor allem als ÖPNV Variante funktionieren.2

Begründung3

Der ländliche Raum in Sachsen Anhalt verliert zunehmend an Einwohner*innen, das liegt4

unteranderem daran, dass viele Menschen auf dem Land nahezu abgeschnitten sind, wenn5

sie kein Auto besitzen. Die Privatisierung des ÖPNV sorgt dafür, dass dieser nur „rentable“6

Strecken abfährt. Räume mit wenigen Menschen sind wenig rentabel. Um aber allen Men-7

schen nahezu selbe Lebensstandartszur verfügung zu stellen wollen wir, dass autonomes8

Fahren zum ÖPNV in Sachsen-Anhalt gehört und somit kostengünstig die Lebensverhältnisse9

angleicht. Vor allem die Verbindungen zwischen Stadt und Land sollen ausgebaut werden,10

um jugendliche auf dem Land zu halten und ihnen dennoch die Möglichkeiten und Chancen11

des Stadtlebens zu garantieren.12
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LSA2

Titel Förderung der Gründung von Bürger*innenbusvereinen

AntragstellerInnen Jusos Magdeburg

Zur Weiterleitung an SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt, SPD-Landtagsfraktion
Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Förderung der Gründung von Bürger*innenbusvereinen

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Die SPD-Landtagsfraktion möchte sich für die Förderung der Gründung und die Bewer-1

bung von Bürger*innenbusvereinen einsetzen und diese Forderung ins Programm zur2

Landtagswahl übernehmen.3

Begründung4

Mit Bürger*innenbussen werden “weiße Stellen” im Angebot des ÖPNV ausgeglichen. Gerade5

im ländlichen Raum existiert nur ein unzureichendes Angebot des ÖPNV. Das pendeln zur6

Arbeit ist genauso wie der Behördengang oder der Einkaufsbummel nur mit einem Auto zu7

realisieren oder mit langen Wartezeiten und starken Einschränkungen verbunden. 8

Bürger*innenbusvereine könnten hier eine Möglichkeit darstellen, das Angebot des ÖPNV im9

ländlichen Raum zu erweitern. 10

Bürger*innenbusvereine beruhen auf ehrenamtlichen Engagement. Finanziert werden die11

Vereine durch den Verkauf von Fahrkarten, Mitgliedsbeiträge, Spenden oder durch Subven-12

tionen. 13

Um die Gründung von Bürger*innenbusvereinen zu initiieren müsste das Land Sachsen-14

Anhalt eine Förderung für anzuschaffende Betriebs- undGeschäftsausstattung auflegen sowie15

gemeinsam mit Kreisen und Gemeinden für die Gründung lokaler Initiativen werben. 16

ÄLSA2-1 AntragstellerInnen: Jusos Wittenberg

Betrifft Antragszeile: 1

Zeile 1; ergänze hinter Gründung “und die Bewerbung”1
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LSA3
Titel Schaffung eines konkreten Maßnahmenkatalogs zur Stärkung

und Wiederbelebung des ländlichen Raums

AntragstellerInnen Jusos Halle (Saale)

Zur Weiterleitung an SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Schaffung eines konkreten Maßnahmenkatalogs zur Stärkung

und Wiederbelebung des ländlichen Raums

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Zur Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt zur Weiterleitung an die1

SPD-Landtagsfraktion2

Die Landtagsfraktion wird aufgefordert, einen konkreten Vorschlagskatalog zur Stär-3

kung und Revitalisierung des ländlichen Raumes zu erstellen, mit Maßnahmen, welche4

sich in der Realität bewährt haben. Die Maßnahmen aus dem erstellten Katalog müs-5

sen gesonderten und vereinfachten Antrags- und Förderungsregeln unterliegen, um ih-6

re Umsetzung zu unterstützen.7

Maßnahmen, die in diesem Katalog enthalten sein sollen (unter anderem):8

• Schaffung eines flexiblen Bussystems, das es den Menschen ermöglicht, auch9

kurzfristig in einem abgesteckten Rahmen, Mobilität zu gewährleisten. Eine Er-10

schließung des ländlichen Raums ist somit zu 100 % möglich. Die Fahrzeugflotte11

muss zukunftsfähig sein, daher ist ein Elektro, Hybrid oder Wasserstoffantrieb12

entscheidend.13

• Einsatz einesmobilen Bürgerbüros. Durch einmobiles Bürgerbüro können 2 Pro-14

bleme von großflächigen Gemeindegebieten gelöst werden. Bürger*innen, die in15

ihrer Mobilität eingeschränkt sind, können auf diesem Weg erreicht werden und16

eine unzureichende Mitarbeiter*innenzahl kann kompensiert werden.17

• Wirtschaftsförderung durch integriertes Marketing. Es müssen Bündnisse aus18

den lokalen Wirtschafts- und Politikkräften geschlossen werden, die sich zusam-19

men der Haltung und Rückgewinnung junger Kräfte im ländlichen Raum widmet.20

Durch gezielte, emotionalisierte Kampagnen, die die Heimatverbundenheit als21

Hauptfaktor ausweisen, werden die potenziellen Rückkehr*innen angesprochen.22
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• Investition in einen Dorfladen, der den kulturellen, gesellschaftlichen und ge-23

werblichen Mittelpunkt des Ortes darstellt.24

• Förderung ehrenamtlicher Projekte durch Bürger*innennetze- und stiftungen als25

Anlauf- und Vermittlungsstelle für Menschen der Gemeinde, die ehrenamtlich tä-26

tig werden wollen in beispielsweise dem Bereich Bildung. Durch ein Patensystem27

können jungeMenschen aktiv bei der Ausbildungsplatzsuche unterstützt werden.28

• Zusammenführung schüler*innenschwacher Gemeinden,  bzw. schülerinnen-29

schwacher Klassen in Mangelfächern, durch digitale Unterrichtsangebote. Vir-30

tuelle Schulen sollen Regionen, die besonders vom demografischen Wandel31

betroffen sind, ein angemessenes Bildungsangebot liefern. Für ein modernes32

Videokonferenz- und Onlinesystem sind ein umfassender Glasfaser- und 5G Aus-33

bau unerlässlich.34

• Einrichtung einer mobilen Arztpraxis. Um die gesundheitliche Grundversorgung35

in ärzteschwachen Regionen zu gewährleisten, kann ein Bus eingerichtet werden,36

der die Ausstattung einer hausärztlichen Praxis besitzt und dem entsprechende37

Versorgung leisten kann. Ein angeschlossener Apothekenlieferservice unterstützt38

die Versorgung der Patient*innen.39

Begründung40

Zu lange war und ist es eine gängige Maßnahme gewesen, strukturschwache Regionen mit41

Geld zu zuschütten, aber sie dann in der Anwendung oder Abrufung der Gelder alleine zu42

lassen. 43

Um diese Handlungsweise endlich aufzubrechen und den strukturschwachen Regionen rich-44

tige Hilfe zu kommen zu lassen, muss die geleistete Hilfe auch mit Ideen unterstützt werden.45

Diese Ideen sollen in Form eines Maßnahmenkataloges kommen, aus dem die geförderten46

Regionen sich inspirieren lassen können. Die hier genannten Maßnahmen haben alle den47

Test der Realität bestanden, denn sie gehen auf Eigeninitiativen aus der gesamten Republik48

zurück. Natürlich sind die Konzepte nicht immer 1 zu 1 anwendbar, aber sie stellen einen49

Ideenpool dar, aus dem die einzelnen Gemeinden und Kommunen schöpfen können.50

Mit diesem Maßnahmenkatalog können ländliche Regionen endlich echte Unterstützung be-51

kommen. Die Fördergelder dienen dann nicht mehr dazu, die Regionen ruhig zu stellen, son-52

dern sind eine echte Hilfe, wenn sie mit konkreten Konzeptideen bereitgestellt werden.53

ÄLSA3-1 AntragstellerInnen: Jusos Magdeburg

Betrifft Antragszeile: 1

Die Überschrift ändern in: “Schaffung eines konkreten Maßnahmenkatalogs zur Stär-1

kung und Wiederbelebung des ländlichen Raums.”2
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ÄLSA3-2 AntragstellerInnen: Jusos Magdeburg

Betrifft Antragszeile: 3

Die Zeilen 3 bis 5 bis ersetzen durch:1

“Die Landtagsfraktion wird aufgefordert, einen konkreten Vorschlagskatalog zur Stär-2

kung und Revitalisierung des ländlichen Raumes zu erstellen, mit Maßnahmen, welche3

sich in der Realität bewährt haben. Die Maßnahmen aus dem erstellten Katalog müs-4

sen gesonderten und vereinfachten Antrags- und Förderungsregeln unterliegen, um ih-5

re Umsetzung zu unterstützen.6

Maßnahmen, die in diesem Katalog enthalten sein sollen (unter anderem):7

 8

• Schaffung eines flexiblen Bussystems, das es den Menschen ermöglicht, auch9

kurzfristig in einem abgesteckten Rahmen, Mobilität zu gewährleisten. Eine Er-10

schließung des ländlichen Raums ist somit zu 100 % möglich. Die Fahrzeugflotte11

muss zukunftsfähig sein, daher ist ein Elektro, Hybrid oder Wasserstoffantrieb12

entscheidend.13

 14

• Einsatz einesmobilen Bürgerbüros. Durch einmobiles Bürgerbüro können 2 Pro-15

bleme von großflächigen Gemeindegebieten gelöst werden. Bürger*innen, die in16

ihrer Mobilität eingeschränkt sind, können auf diesem Weg erreicht werden und17

eine unzureichende Mitarbeiter*innenzahl kann kompensiert werden.18

 19

• Wirtschaftsförderung durch integriertes Marketing. Es müssen Bündnisse aus20

den lokalen Wirtschafts- und Politikkräften geschlossen werden, die sich zusam-21

men der Haltung und Rückgewinnung junger Kräfte im ländlichen Raum widmet.22

Durch gezielte, emotionalisierte Kampagnen, die die Heimatverbundenheit als23

Hauptfaktor ausweisen, werden die potenziellen Rückkehr*innen angesprochen.24

 25

• Investition in einen Dorfladen, der den kulturellen, gesellschaftlichen und ge-26

werblichen Mittelpunkt des Ortes darstellt.27

 28
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• Förderung ehrenamtlicher Projekte durch Bürger*innennetze- und stiftungen als29

Anlauf- und Vermittlungsstelle für Menschen der Gemeinde, die ehrenamtlich tä-30

tig werden wollen in beispielsweise dem Bereich Bildung. Durch ein Patensystem31

können jungeMenschen aktiv bei der Ausbildungsplatzsuche unterstützt werden.32

• Zusammenführung schüler*innenschwacher Gemeinden,  bzw. schülerinnen-33

schwacher Klassen in Mangelfächern, durch digitale Unterrichtsangebote. Vir-34

tuelle Schulen sollen Regionen, die besonders vom demografischen Wandel35

betroffen sind, ein angemessenes Bildungsangebot liefern. Für ein modernes36

Videokonferenz- und Onlinesystem sind ein umfassender Glasfaser- und 5G Aus-37

bau unerlässlich.38

 39

• Einrichtung einer mobilen Arztpraxis. Um die gesundheitliche Grundversorgung40

in ärzteschwachen Regionen zu gewährleisten, kann ein Bus eingerichtet werden,41

der die Ausstattung einer hausärztlichen Praxis besitzt und dem entsprechende42

Versorgung leisten kann. Ein angeschlossener Apothekenlieferservice unterstützt43

die Versorgung der Patient*innen.”44

ÄLSA3-3 AntragstellerInnen: Jusos Magdeburg

Betrifft Antragszeile: 7

Die Zeilen 7 bis 15 ersetzen durch: 1

“Zu lange war und ist es eine gängige Maßnahme gewesen, strukturschwache Regionen2

mit Geld zu zuschütten, aber sie dann in der Anwendung oder Abrufung der Gelder3

alleine zu lassen. 4

Um diese Handlungsweise endlich aufzubrechen und den strukturschwachen Regionen5

richtige Hilfe zu kommen zu lassen, muss die geleistete Hilfe auch mit Ideen unterstützt6

werden. Diese Ideen sollen in Form eines Maßnahmenkataloges kommen, aus dem die7

geförderten Regionen sich inspirieren lassen können. Die hier genannten Maßnahmen8

haben alle den Test der Realität bestanden, denn sie gehen auf Eigeninitiativen aus der9

gesamten Republik zurück. Natürlich sind die Konzepte nicht immer 1 zu 1 anwendbar,10

aber sie stellen einen Ideenpool dar, aus demdie einzelnenGemeinden und Kommunen11

schöpfen können.12

Mit diesem Maßnahmenkatalog können ländliche Regionen endlich echte Unterstüt-13

zung bekommen. Die Fördergelder dienen dann nicht mehr dazu, die Regionen ruhig14

zu stellen, sondern sind eine echte Hilfe, wenn sie mit konkreten Konzeptideen bereit-15

gestellt werden.”16

 17

40



2019/I Juso-Landesdelegiertenkonferenz 2019 Antrag LSA4

LSA4

Titel Jugendförderung

AntragstellerInnen Jusos Magdeburg

Zur Weiterleitung an SPD-Landesvorstand Sachsen-Anhalt, SPD-Landtagsfraktion
Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Jugendförderung

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Die Jusos Sachsen-Anhalt, die SPD Sachsen-Anhalt und die SPD Landtagsfraktion1

Sachsen-Anhalt stehen zu Fortsetzung und zum Ausbau einer kontinuierlichen und2

sicheren Unterstützung der kommunalen Jugendförderung durch das Land Sachsen-3

Anhalt. Eine kontinuierliche gute Arbeit von Jugendeinrichtungen, Jugendverbänden,4

Einrichtungen der Jugendsozialarbeit und des erzieherischen Kinder- und Jugendschut-5

zes (§11-14 SGB VIII) in der Fläche von Sachsen-Anhalt muss gewährleistet sein und blei-6

ben. Die Kinder und Jugendlichenunddort engagiert arbeitenden Ehren- undHauptamt-7

lichen haben angemessene Planbarkeiten und Wertschätzung verdient. Um den derzei-8

tigen Rückgang von Einrichtungen und Angeboten zu stoppen, setzen sich die Land-9

tagsfraktion, der Landesverband und die Jusos Sachsen-Anhalt daher für folgende, vom10

Kinder- und Jugendring Sachsen-Anhalt vorgeschlagene Maßnahmen in laufenden und11

kommenden Haushaltsverhandlungen auf Landesebene ein:12

• eine Erhöhung der landesweiten Jugendförderung um 500.000e um Projekte,13

Verbände, Bildungsprogramme nachhaltig zu unterstützen und gleichzeitig Inno-14

vationen umsetzen zu können.15

• eine Erhöhung der im § 31 Kinder- und Jugendhilfegesetz Sachsen-Anhalt festge-16

schrieben Fördersumme um 3 Millionen Euro ab 202117

• die Ausweitung der Dynamisierung der Fördermittel gemäß §31 KJHG LSA, in18

Form einer Steigerung um 2,5% der Vorjahressumme19

• die Einführung eines Flächenfaktors zur Verteilung der Fördergelder im KJHG LSA,20

zur beson-deren Berücksichtigung der Herausforderungen für die Jugendarbeit21

im ländlichen Raum22
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Die angesprochenen Bereiche (§11-14 SGB VIII) der Jugendförderung sind wesentliche23

kommunale Pflichtaufgaben, werden aber oft nicht als solche durch Kommunalverwal-24

tungen und Mandatsträger*innen behandelt. Daher setzen wir uns ein für:25

• Einen gemeinsamen Fachdialogmit demMinisterium für Arbeit Soziales und Inte-26

gration dem kinder- und Jugendring Sachsen-Anhalt und den kommunalen Spit-27

zenverbänden ein, um Fachlichkeit, Qualität und Zuständigkeiten öffentlich zu28

vermitteln29

• Den Ausbau von Schulungsmöglichkeiten für SPD Kommunalpolitiker*innen und30

Verwaltungsmitarbeiter*innen durch den Landesverband der SPD unter bezug-31

nahmewesentlicher Kooperationspartner*innen wie der Friedrich-Ebert-Stiftung32

Begründung33

Die SPD Sachsen-Anhalt und die Landtagsfraktion der SPD stehen zur Unterstützung der Ju-34

gendförderung auf Landesebene und auch in den Landkreisen, kreisfreien Städten. Dies wur-35

de bereits mehrfach in der Legislatur unter Beweis gestellt. Die SPD zeigt dabei klares jugend-36

politisches Profil und die entsprechende konsequente Einsatzbereitschaft in der aktuellen Ko-37

alition. Es wurden bereits Haushaltswirksam deutliche Verteilungsprioritäten in Richtung För-38

derung der landesweiten demokratischen Kinder- und Jugendverbände und Jugendbildungs-39

träger gesetzt. Ebenso wurde die landesseitige Unterstützung der kommunalen Jugendförde-40

rung durch das Handeln der SPD leicht erhöht und erstmalig dynamisiert. Seit 2012 setzt sich41

die SPD weiterhin für die Ausarbeitung eines Programms zur Etablierung einer eigenständi-42

gen Jugendpolitik für Sachsen-Anhalt ein. Dies zeigt, Jugendpolitik ist ein Kernfeld der SPD in43

Sachsen-Anhalt. Dies darf aber nicht darüber hinwegtäuschen das sich die Jugendförderung44

und das Angebot von Einrichtungen und Angeboten der Jugendarbeit und Jugendverbände45

in Sachsen-Anhalt seit der letzten Legislatur rückläufig ist. Die Landkreise und Kommunen46

stehen unter Druck oder sind sich der Pflichten im Rahmen der Jugendförderung nicht be-47

wusst. Unsichere, jährliche Förderhängepartien treiben Personal und Träger in Unsicherheit.48

Die Jusos, die SPD und die Landtagsfraktion müssen daher die vorgeschlagenen Maßnahmen49

umsetzen um eine noch deutlichere und nachhaltige Verbesserung der Jugendförderung zu50

erwirken.51
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LSA5

Titel Der Nationalpark Harz ist kein Gegenstand für kurzfristige Pro-
fitbestrebungen

AntragstellerInnen Jusos Magdeburg

Zur Weiterleitung an SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Der Nationalpark Harz ist kein Gegenstand für kurzfristige Profit-

bestrebungen

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Die SPD-Landtagsfraktion wird aufgefordert, die Arbeit des Nationalpark Harz konse-1

quent weiter zu unterstützen. Dabei gilt es denWaldwandel von einemehemaligenWirt-2

schaftswald hin zu einem Naturwald konsequent zu stützen. Aufgrund der hohen CO2-3

Speicherung von altem Waldbestand sollten im Zuge dessen angrenzende Wälder vor4

dem Borkenkäfer geschützt werden. Wir erwarten von der SPD-Landtagsfraktion, Vor-5

haben zur Begrenzung dieser Aufgabe des Nationalparks eine konsequente Absage zu6

erteilen.7

Begründung8

Der Wald insgesamt und auch im Nationalpark Harz befindet sich um Wandel. Dies ist auf9

verschiedene Ursachen, u.a. den Wandel des Klimas, zurückzuführen. Zudem sieht sich der10

Wald, auch der des Nationalparks, mit einem Borkenkäfer konfrontiert. Dieser frisst insbe-11

sondere die Fichten der ehemaligen Monokulturen, nicht aber den überwiegenden Teil der12

anderen Baumbestände. Dem entsprechend ist der aktuelle Zustand des Waldes für Laien13

zunächst mehr als irritierend, aber dennoch Ausdruck eines Waldwandels, wie er insbeson-14

dere im Nationalpark angestrebt und im Zuge der Klimaveränderungen generell notwendig15

ist. Feststellbar ist jedoch, dass dieser Wandel durch den Käfer beschleunigt wird, was zwar16

kurzfristig zu stark sichtbaren Schäden führt, langfristig aber zur gewünschten Veränderung17

beiträgt. Forderungen, die wirtschaftlich-gewinnorientierte Zwecke in den Fokus stellen und18

die Arbeit des Nationalparks massiv einschränken und zurückwerfen würden, werden im-19

mer wieder erhoben und sind abzulehnen. Um die Konsequenzen, die der Borkenkäfer mit20

sich bringt, nur im Naturwald zu belassen, ist Rücksicht zu nehmen auf angrenzende Wälder.21
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Die Arbeit des Nationalparks muss vor dem Hintergrund klimatischer Herausforderungen ge-22

stärkt werden, erfüllt sie doch bedeutende Aufgaben, u.a. im Bereich der Beobachtung von23

Wandlungsprozessen hin zu einer robusteren Waldstruktur.24

ÄLSA5-1 AntragstellerInnen: Jusos Wittenberg

Betrifft Antragszeile: 3

Zeile 3; Streiche “und gegen Begehrlichkeiten aus der Forstwirtschaft zu verteidigen”1

und ergänze: “Aufgrund der hohen CO2-Speicherung von altemWaldbestand sollten im2

Zuge dessen angrenzende Wälder vor dem Borkenkäfer geschützt werden.”3

ÄLSA5-3 AntragstellerInnen: Jusos Wittenberg (Henrike)

Betrifft Antragszeile: 12

Zeile 12: aus “Baumbestandteile ” wird “Baumbestände”1

ÄLSA5-2 AntragstellerInnen: Jusos Wittenberg (Henrike)

Betrifft Antragszeile: 17

Beginn der Ersetzung: Satzanfang in Zeile 171

Ende der Ersetzung: Wort “Nationalparks” in Zeile 232

“Forderungen, die wirtschaftlich-gewinnorientierte Zwecke in den Fokus stellen und die3

Arbeit des Nationalparks massiv einschränken und zurückwerfen würden, werden im-4

mer wieder erhoben und sind abzulehnen. Um die Konsequenzen, die der Borkenkäfer5

mit sich bringt, nur imNaturwald zu belassen, ist Rücksicht zu nehmen auf angrenzende6

Wälder. Die Arbeit des Nationalparks muss”7
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LSA6

Titel 8. März zum gesetzlichen Feiertag machen

AntragstellerInnen Jusos Halle (Saale)

Zur Weiterleitung an SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

8. März zum gesetzlichen Feiertag machen

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Zur Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt zur Weiterleitung an die1

SPD-Landtagsfraktion2

Der 8. März soll zum Sachsen-Anhalt-weiten gesetzlichen Feiertag gemacht werden. Der3

Feiertag soll den Titel „Tag der Gleichberechtigung“ tragen.4

Begründung5

Wir Jusos kämpfen seit Jahrzehnten zusammen mit vielen anderen für die Gleichberechti-6

gung der Frau*. Um diesen Kampf weiter in das Bewusstsein der Gesellschaft zu rücken ist7

ein Feiertag ein kleiner, aber wichtiger Schritt. In bspw. Grundschulen gehört es dazu den8

Schüler*innen zu erklären welche Bedeutung hinter den anstehenden Feiertagen steht. Wenn9

dies auch für den 8. März passiert wird jüngeren Generationen durch die Lehre gezeigt, dass10

in Sachen Gleichberechtigung der Frau noch eine Menge zu tun ist.11
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LSA7

Titel Das Ehrenamt stärken - Einführung einer Ehrenamtskarte für
ehrenamtlich tätige Menschen in Sachsen-Anhalt

AntragstellerInnen Jusos Magdeburg

Zur Weiterleitung an Juso-Bundeskongress, SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Das Ehrenamt stärken - Einführung einer Ehrenamtskarte für eh-

renamtlich tätige Menschen in Sachsen-Anhalt

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Das Ehrenamt ist eine essenzielle Säule unserer Gesellschaft und sollte dementspre-1

chend solidarisch gepflegt werden. Um ehrenamtliche Menschen weiter zu fördern und2

ihnen eine sichtbare Anerkennung seitens des Landes zukommen zu lassen, sollen al-3

le ehrenamtlich engagierten Menschen eine Ehrenamtskarte vom Land Sachsen-Anhalt4

erhalten.5

Berechtigt dazu sind im Prinzip alle Bürgerinnen und Bürger, die6

1. sich durch Vorschlag ihres Verbandes qualifizieren7

2. mindestens seit zwei Jahren im Bürgerschaftlichen Engagement tätig sind.8

3. Inhaber einer Juleica (Jugendleitercard).9

4. aktiv in der Feuerwehr sind – mit abgeschlossener Truppmannausbildung bzw.10

mitmind. abgeschlossenemBasis-Modul derModularen Truppausbildung (MTA).11

5. als Einsatzkräfte imKatastrophenschutz undRettungsdienstmit abgeschlossener12

Grundausbildung tätig sind.13

6. einen Freiwilligendienst ableisten in einem Freiwilligen Sozialen Jahr (FSJ), einem14

Freiwilligen Ökologischen Jahr (FÖJ) oder einem Bundesfreiwilligendienst (BFD)15

Mit dieser können dann vergünstigt kulturelle, soziale oder bildungsbezogene Angebote16

wahrgenommen werden wie z.B. Kinos, Schwimmbäder, oder Einrichtungen von öffent-17

lichem Interesse. Hierfürmüsste eine gute Verständigung zwischen Land undUnterneh-18

men stattfinden. Entsprechend wird dadurch die soziale Teilhabe erleichtert und eine19

spürbare Anerkennung ausgesprochen, die ein Statement setzt. In Niedersachsen gibt20

46



2019/I Juso-Landesdelegiertenkonferenz 2019 Änderungsantrag ÄLSA7-6

es bereits eine z.B. Ehrenamtskarte für die Freiwillige Feuerwehr, die größtenteils posi-21

tiv wahrgenommen wird. Dennoch wäre es ein starkes Zeichen, für alle ehrenamtlichen22

Menschen eine solche Karte einzuführen.23

Begründung24

- erfolgt mündlich -25

ÄLSA7-6 AntragstellerInnen: Jusos Salzlandkreis

Betrifft Antragszeile: 1

Weiterleitung; Füge ein “Weiterleitung an SPD-Landtagsfraktion”1

ÄLSA7-1 AntragstellerInnen: Jusos Wittenberg

Betrifft Antragszeile: 3

Zeile 3; Streiche von “Dabei ist es...” bis “... Freiwillige Feuerwehr ist.” in Zeile 5.1

ÄLSA7-7 AntragstellerInnen: Jusos Halle (Anne)

Betrifft Antragszeile: 3

Zeile 2 und 3 ersetzen durch “sich durch Vorschlag seines Verbandes qualifiziert”1

Begründung2

Bezieht sich auf den ÄLSA7-33

 4

Bitten noch gendern.5

ÄLSA7-2 AntragstellerInnen: Jusos Wittenberg

Betrifft Antragszeile: 5

Zeile 5; Verschiebe Zeile 5-7 an den Anfang in Zeile 11

ÄLSA7-3 AntragstellerInnen: Jusos Wittenberg

Betrifft Antragszeile: 7

Zeile 7; füge ein ”Berechtigt dazu sind im Prinzip alle Bürgerinnen und Bürger, die1
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1. sich freiwillig durchschnittlich fünf Stunden pro Woche oder bei Projektarbeiten2

mindestens 250 Stunden jährlich engagieren.3

2. mindestens seit zwei Jahren im Bürgerschaftlichen Engagement tätig sind.4

3. Inhaber einer Juleica (Jugendleitercard).5

4. aktiv in der Feuerwehr sind – mit abgeschlossener Truppmannausbildung bzw.6

mitmind. abgeschlossenemBasis-Modul derModularen Truppausbildung (MTA).7

5. als Einsatzkräfte imKatastrophenschutz undRettungsdienstmit abgeschlossener8

Grundausbildung tätig sind.9

6. einen Freiwilligendienst ableisten in einem Freiwilligen Sozialen Jahr (FSJ), einem10

Freiwilligen Ökologischen Jahr (FÖJ) oder einem Bundesfreiwilligendienst (BFD)11

Begründung12

Zeile 2 und 3 durch weiteren Änderungsantrag geändert13

alle anderen Stichpunkte einzeln abgestimmt und angenommen.14

ÄLSA7-5 AntragstellerInnen: Jusos Salzlandkreis

Betrifft Antragszeile: 10

Zeile 10; einfügen hinter ’Interesse’: “Ebenso soll der Anspruch auf kostenlose Bahn- und1

Busfahrkarten sowie kostenloser Parkmöglichkeiten imRahmender ehrenamtlichen Tä-2

tigkeiten geschaffen werden.”3

ÄLSA7-4 AntragstellerInnen: Jusos Halle

Betrifft Antragszeile: 14

Zeile 14; ersetze “Dennoch wäre es ein...” durch “Denn es wäre ein...”1
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LSA8

Titel Kein loyaler Freund, kein loyaler Helfer

AntragstellerInnen Jusos Halle (Saale)

Zur Weiterleitung an SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Kein loyaler Freund, kein loyaler Helfer

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Zur Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag zur Weiterleitung an die SPD-1

Landtagsfraktion2

In Sachsen-Anhalt soll eine unabhängige Stelle zur Beobachtung und Verfolgung von3

Polizeigewalt eingeführt werden.4

Begründung5

Da in der Polizei noch immer ein Kameradschaftsdenken vorherrscht sollen unabhängige Stel-6

len geschaffen werden die Rechtsbrüche von Seite der Polizei verfolgt. Auch für Zivilist*innen7

soll die Möglichkeit bestehen unrechtmäßiges Verhalten von Seiten der Polizei zur Anzeige zu8

bringen.9

ÄLSA8-1 AntragstellerInnen:

Betrifft Antragszeile: 10

Streichen Zeile 10-131
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LSA9

Titel Eingeschränkte Begleitung von Großeinsätzen auf Social Me-
dia durch die Landespolizei

AntragstellerInnen Jusos Halle (Saale)

Zur Weiterleitung an SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt, SPD-Landtagsfraktion
Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Eingeschränkte Begleitung von Großeinsätzen auf Social Media

durch die Landespolizei

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Zur Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt zur Weiterleitung an die1

SPD-Landtagsfraktion2

Die SPD-Landtagsfraktion wird gebeten, sich gegenüber des Landesinnenministeriums3

als Dienstaufsichtsbehörde der Landespolizei dafür einzusetzen, dass die Polizei des4

Landes Sachsen-Anhalt bei Großeinsätzen, etwa am Rande von Demonstrationen und5

Fußballspielen, die Begleitung auf Twitter und anderen sozialen Netzwerken auf das6

Notwendigste reduziert. Es sollen weder Fotografien von Besuchern solcher Veranstal-7

tungen veröffentlicht werden noch soll es kommentierende Postings über den Verlauf8

des Einsatzgeschehens geben. Ausgenommen sind notwendige Informationen, etwa9

über  Einschränkungen des Straßen- und Schienenverkehrs.10

Deshalb soll ein ausführlicher Bericht der Polizei erfolgen, der für Transparenz über das11

Agieren der Polizei auf Twitter sorgt.12

Begründung13

Bezugnehmend auf das jüngste Urteil des Oberverwaltungsgerichtes (OVG) Münster vom14

17.09.2019, in dem festgestellt wurde, dass die Veröffentlichung von Fotografien von Ver-15

sammlungsteilnehmerInnen am Rande einer Demonstration in Essen nicht rechtens war und16

der Tatsache, dass die Polizei das Medium Twitter immer wieder für einseitige Stimmungs-17

mache instrumentalisiert, ergibt sich die Notwendigkeit, die Öffentlichkeitsarbeit der Polizei18

in den sozialen Netzwerken stärker zu reglementieren.19

Da auch die Polizei vermehrt über soziale Medien falsche Nachrichten verbreitet, kann die20

Stimmung bei Demonstrant*innen und auch Polizist*innen dadurch beeinflusst werden und21
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die Folgen daraus können fatal sein. Da falsche Meldungen auch nicht an Beamt*innen und22

Demonstrant*innen vorbeigehen, können auch diese Meldungen entsprechende Atmosphä-23

ren beiden beteiligten Personen verursachen, die für einen weniger friedlichen Werdegang24

der Demonstrationen sorgen.25

ÄLSA9-1 AntragstellerInnen: Jusos Börde

Betrifft Antragszeile: 1

Überschrift; Änderung der Überschrift in “Eingeschränkte Begleitung vonGroßeinsätzen1

auf Social Media durch die Landespolizei”2

ÄLSA9-4 AntragstellerInnen: Jusos Anhalt-Bitterfeld (Tobias Böttcher)

Betrifft Antragszeile: 1

Zeile 1: Ergänzung Zur Weiterleitung an: “die SPD-Landtagsfraktion und an den” SPD-1

Landesparteitag...2

ÄLSA9-2 AntragstellerInnen: Jusos Börde

Betrifft Antragszeile: 3

Zeile 3; Streichung der Zeilen 3 bis 7, Zeile 3 ff. wird geändert in: ”Die SPD-1

Landtagsfraktion wird gebeten, sich gegenüber des Landesinnenministeriums als2

Dienstaufsichtsbehörde der Landespolizei dafür einzusetzen, dass die Polizei des Lan-3

des Sachsen-Anhalt bei Großeinsätzen, etwa am Rande von Demonstrationen und Fuß-4

ballspielen, die Begleitung auf Twitter und anderen sozialen Netzwerken auf das Not-5

wendigste reduziert. Es sollen weder Fotografien von Besuchern solcher Veranstaltun-6

gen veröffentlicht werden noch soll es kommentierende Postings über den Verlauf des7

Einsatzgeschehens geben. Ausgenommen sind notwendige Informationen, etwa über8

 Einschränkungen des Straßen- und Schienenverkehrs.9

ÄLSA9-5 AntragstellerInnen:

Betrifft Antragszeile: 6

Einfügen Zeile 6: “Deshalb soll ein ausführlicher Bericht der Polizei erfolgen, der für1

Transparenz über das Agieren der Polizei auf Twitter sorgt.”2

ÄLSA9-3 AntragstellerInnen: Jusos Boerde
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Betrifft Antragszeile: 9

Zeile 9; Anfügen der Zeilen 9 bis 14, Zeile 9 ff. wird geändert in: ”Bezugnehmend auf das1

jüngste Urteil des Oberverwaltungsgerichtes (OVG) Münster vom 17.09.2019, in dem2

festgestellt wurde, dass die Veröffentlichung von Fotografien vonVersammlungsteilneh-3

merInnen amRande einer Demonstration in Essen nicht rechtens war und der Tatsache,4

dass die Polizei das Medium Twitter immer wieder für einseitige Stimmungsmache in-5

strumentalisiert, ergibt sich die Notwendigkeit, die Öffentlichkeitsarbeit der Polizei in6

den sozialen Netzwerken stärker zu reglementieren.7
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LSA10

Titel Politische Bildung ausweiten: Mehr Sozialkundeunterricht an
unseren Schulen!

AntragstellerInnen Jusos Börde

Zur Weiterleitung an SPD-Landesvorstand Sachsen-Anhalt, SPD-Landtagsfraktion
Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Politische Bildung ausweiten: Mehr Sozialkundeunterricht an un-

seren Schulen!

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Die Jusos Sachsen-Anhalt bitten den SPD-Landesvorstand und die SPD-1

Landtagsfraktion, sich noch in dieser Legislaturperiode, spätestens jedoch im Rahmen2

der nächsten Landtagswahl und der folgenden achten Legislaturperiode, für eine3

Ausweitung der politischen Bildung an den Schulen des Landes Sachsen-Anhalt durch4

eine Stärkung und Erweiterung des Sozialkundeunterrichts einzusetzen.5

Dafür sollen die LehrpläneundRahmenrichtlinien dahingehend angepasstwerden, dass6

das Fach Sozialkunde in der Sekundarstufe I an allen Schulformen zumnächstmöglichen7

Zeitpunkt verpflichtend ab der 5. Klassenstufe bis einschließlich der 10. Klassenstufe in8

zwei Wochenstunden (90 Minuten) unterrichtet wird. Eine damit einhergehende grund-9

legende Überarbeitung, Modernisierung und Erweiterung der Unterrichtsinhalte ist da-10

bei durchzuführen. In der 5. und 6. Klassenstufe sollen dabei Inhalte wie Demokratie11

in der Schule, Familie, Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, Rechte von Jugendlichen12

und Kommunikation behandelt werden. So kann in den Klassenstufen 7 bis 9 der Fo-13

kus auf der politischen Erziehung liegen, durch Themen, wie z.B. der politische Aufbau14

Deutschlands (Kommunen, Land, Bund), sowie Europas. Außerdem Themen wie sozia-15

le Marktwirtschaft, soziale Ungerechtigkeit, Wahrung der Grundrechte und Grundlagen16

des Rechts. In der 10. Klassenstufe sollten diese Themen weiter vertieft und durch aktu-17

elle politische Bezüge erweitert und diskutiert werden. In der Sekundarstufe II soll das18

Fach Sozialkunde ab sofort als Profilfach gezählt werden.19

Eine Notwendigkeit ergibt sich aus dem mangelhaften Stellenwert politischer Bildung20

an allgemeinbildenden Schulen. Der Sozialkundeunterricht setzt zu spät ein und ist bis-21

her nur in den Klassenstufen acht und neun obligatorisch zu belegen. Alle jungen Men-22
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schen in Sachsen-Anhalt sollten die Chance haben, altersgerecht umfangreiche Kennt-23

nisse über Demokratie, Politik und aktuelle gesellschaftliche Entwicklungen zu erwer-24

ben.25

Begründung26

Die Universität Bielefeld verglich in ihrem Ranking zur „Politischen Bildung 2018“ alle Bundes-27

länder in Hinblick auf den Stellenwert, der demPolitikunterricht in der Sekundarstufe I (5. – 10.28

Klasse) beigemessenwird. Dem Land Sachsen-Anhalt wurde dabei ein unterdurchschnittlicher29

Anteil des betreffenden Fachs Sozialkunde an der Stundentafel attestiert: An Gymnasien lag30

der Wert bei 2 Prozentpunkten, an nicht-gymnasialen Schulformen bei 2,1 Prozentpunkten.31

Diese Werte lassen Sachsen-Anhalt einen Platz im unteren Mittelfeld einnehmen. Für alle neu-32

en Bundesländer wird ein überproportional später Beginn des Politikunterrichts festgestellt.33

Aus den Ergebnissen lassen sich bildungspolitische Maßnahmen ableiten, die zu ergreifen34

sind. Dazu zählt, den Sozialkundeunterricht an allgemeinbildenden Schulen früher einsetzen35

zu lassen. Momentan beginnt dieser an Gymnasien, Sekundarschulen und Gesamtschulen36

erst in der achten Klasse und kann später abgewählt werden. Ziel sozialdemokratischer Bil-37

dungspolitik muss es sein, Sozialkunde bereits ab der fünften Klasse als eigenständiges Fach38

an den Schulen des Landes verpflichtend anzubieten, um so mehr Zeit und Raum für eine39

umfassende Kompetenzvermittlung in Hinblick auf politische Systeme, Institutionen und Pro-40

zesse zu geben.41

ÄLSA10-1 AntragstellerInnen: Jusos Wittenberg

Betrifft Antragszeile: 5

Zeile 5; ersetze “Sozialkundeunterrichts” durch “politischen Unterrichts”.1

ÄLSA10-2 AntragstellerInnen: Jusos Wittenberg

Betrifft Antragszeile: 8

Zeile 8; ersetze “5. Klassenstufe” durch “7. Klassenstufe”.1

ÄLSA10-3 AntragstellerInnen:

Betrifft Antragszeile: 9

Zeile 9; ergänze hinter ’... unterrichtet wird.’: “Gleichermaßen sollen die Jahrgänge 5 und1

6 einen eigens konzipiertenDebattierunterrichtmit je einerWochenstunde (90Minuten)2

als Einführung in die Sozialkunde erhalten.”3
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ÄLSA10-5 AntragstellerInnen: Jusos Halle

Betrifft Antragszeile: 11

Zeile 11f; ersetze “das Fach Sozialkunde...” durch “das Fach Politik Pflichtfach sein”1

ÄLSA10-6 AntragstellerInnen: Jusos Halle

Betrifft Antragszeile: 11

Füge in Zeile 11 ein: „In der 5. und 6. Klassenstufe sollen dabei Inhalte wie Demokratie1

in der Schule, Familie, Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, Rechte von Jugendlichen2

und Kommunikation behandelt werden. So kann in den Klassenstufen 7 bis 9 der Fo-3

kus auf der politischen Erziehung liegen, durch Themen, wie z.B. der politische Aufbau4

Deutschlands (Kommunen, Land, Bund), sowie Europas. Außerdem Themen wie sozia-5

le Marktwirtschaft, soziale Ungerechtigkeit, Wahrung der Grundrechte und Grundlagen6

des Rechts. In der 10. Klassenstufe sollten diese Themen weiter vertieft und durch ak-7

tuelle politische Bezüge erweitert und diskutiert werden.“8

ÄLSA10-7 AntragstellerInnen:

Betrifft Antragszeile: 11

Zeile 11-12: Ersetzen von “weiterhin freiwillig belegt werden können” durch “ab sofort1

als Profilfach gezählt werden”2

ÄLSA10-4 AntragstellerInnen: Jusos Wittenberg

Betrifft Antragszeile: 14

Zeile 14; streiche “Sozialkundeunterricht” und ersetze durch “Politikunterricht”1
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LSA11

Titel Politische Bildung verpflichtend in den Lehrplan

AntragstellerInnen Jusos Magdeburg

Zur Weiterleitung an SPD-Landtagsfraktion Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Politische Bildung verpflichtend in den Lehrplan

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Die Landtagsfraktion wird aufgefordert sich für eine Änderung des Lehrplanes einzu-1

setzen und politische Bildung als verpflichtenden Themenblock für alle Schüler*innen2

in die Lehrpläne für das Fach Sozialkunde aufzunehmen.3

Der Themenblock sollte mindestens die folgenden Sachthemen behandeln4

• Grundlagen der Demokratie ( insbesondere aktives und passives Wahlrecht)5

• Prinzipien und Strukturen des bundesdeutschen Verfassungsstaates (insbeson-6

dere Gewaltenteilung und die 4 politischen Ebenen (Kommune, Land, Bund, EU)7

Begründung8

In einer lebendigen Demokratie ist es zwingend notwendig, dass möglichst ALLE Bürger*in-9

nen noch bevor ihrer ersten Wahl ein Grundwissen über die Funktionsweise Dieser haben.10

Die Demokratie lebt von einer hohen Beteiligung ihrer Bürger*innen und das nicht nur aus-11

schließlich in Form einer hohen Wahlbeteiligung. Missverständnisse, Mythen und Fehlinfor-12

mationen über die Funktionsweise müssen sich entgegengestellt werden um ein Ausnutzen13

bestimmer demokratischer Prinzipien gegen die Demokratie selbst zu verhindern. Der aktu-14

elle Lehrplan enthält zwar die Möglichkeit in Form von Sozialkunde die Thematik ausgiebig15

zu behandeln aber dies ist unzureichend, da Sozialkunde meist ein Wahlpflichtfach ist und16

somit durch ein anderes Fach ersetzt werden kann. Dieser Antrag soll zum Ziel haben dies zu17

korrigieren. Es ist nicht im Sinne des Antrages Sozialkunde zum Pflichtfach zu erheben oder18

gar ein neues Pflichtfach „politische Bildung“ zu bilden. Stattdessen soll der Themenblock „po-19

litische Bildung“ in den Lehrplan aller Fächer aufgenommen werden die anstelle Sozialkunde20

unterrichtet werden könnten.21

ÄLSA11-1 AntragstellerInnen:
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Betrifft Antragszeile: 3

Zeile 3: ersetzen “in die Lehrpläne für das Fach Sozialkunde”1
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LSA12

Titel Wahlkampf für linke Mehrheit nach der Landtagswahl

AntragstellerInnen Jusos Magdeburg

Zur Weiterleitung an SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Wahlkampf für linke Mehrheit nach der Landtagswahl

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Die SPD Sachsen-Anhalt strebt nach der Landtagswahl Rot-Rot-Grüne Mehrheit an. Ge-1

meinsame Schnittmengen mit der CDU sind erschöpft.2

Begründung3

Die gemeinsamen Schnittmengen mit der CDU sind erschöpft. Immer häufiger kann man die4

CDU als Bremserin und Blockiererin wahrnehmen, die soziale und progressive Gesetzesinitia-5

tiven - selbst wenn diese im Koalitionsvertrag vereinbart waren - verhindern möchte. Im Bund6

zeigt sich, dass eine Kompromissregierung, welche die eigene politische Positionen stark ver-7

wässert und nicht mehr erkennen lässt, von den Wählerinnen und Wählern abgestraft wird.8

Dieses Prinzip gilt nicht nur für den Bund sondern auch für Sachsen-Anhalt. 9

Im kommendenWahlkampf geht es darumglaubwürdig zu sein und ein klares Profil zu zeigen.10

Die Wähler*innen müssen darauf vertrauen können, dass die SPD Sachsen-Anhalt in einer11

Regierungsbeteiligung auch die Themen umsetzt, mit denen Sie um Stimmen geworben hat.12

Die Erkenntnisse der aktuellen Koalition zeigen: Mit der Union ist das nur selten möglich!13

ÄLSA12-1 AntragstellerInnen: Jusos Halle

Betrifft Antragszeile: 1

Zeile 1; ersetze “strebt nach der Landtagswahl eine progressive linke Mehrheit” durch1

“eine Rot-Rot-Grüne Mehrheit”2
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O Antragsbereich O - Organisation
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O1

Titel Strömungsdebatte

AntragstellerInnen Juso-Landesvorstand Sachsen-Anhalt

Zur Weiterleitung an

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Strömungsdebatte

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Die Jusos Sachsen-Anhalt stimmen auf ihrer Landesdelegiertenkonferenz, welche vom1

28.-29. September 2019 stattfindet, über den Anschluss an eine Strömung ab.2

Die Abstimmungwird in geheimenWahlenwie folgt amSonntagvormittag durchgeführt:3

1. Zunächst wird darüber abgestimmt, ob sich die Jusos Sachsen-Anhalt einer Strö-4

mung anschließen oder den Status der Strömungsneutralität beibehalten. Hier5

entscheiden die Delegierten mit absoluter Mehrheit (x>50%).6

2. Entscheidet sich die absolute Mehrheit der Juso-Landesdelegiertenkonferenz für7

den Anschluss an eine Strömung, wird in einer zweiten Wahl über folgende Op-8

tionen mit absoluter Mehrheit abgestimmt:9

• Anschluss an das „Netzwerk Linkes Zentrum“ (NwlZ)10

• Anschluss an die „Traditionalisten“ (Tradis)11

• Anschluss an die Pragmatische Linke (PL)12

Strömungstreffen werden möglichst in geschlechterquotierter und paritätischer Stadt-13

Land-Besetzung vorgenommen. Dabei wechseln sich die Stadt- und Kreisverbände beim14

Entsenden einer weiblichen bzw. männlichen Person ab.15

Nach drei Jahren wird die Mitgliedschaft evaluiert und erneut über eine Strömungsmit-16

gliedschaft debattiert und abgestimmt.17

Einzelnen Jusos sowie den Kreis- und Stadtverbänden ist es weiterhin möglich auch mit18

anderen Strömungen zusammen zu arbeiten, sich anderen Strömungen anzuschließen19

oder sich als strömungsneutral einzustufen.20
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Schafft es keine Strömung im ersten Wahlgang die absolute Mehrheit auf sich zu verei-21

nen,wird in einemzweitenWahlgang zwischendenbeiden Strömungenmit denmeisten22

Stimmen entschieden.23
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O2

Titel Juso-Doppelspitze ab 2020

AntragstellerInnen Jusos Börde

Zur Weiterleitung an Juso-Landesvorstand Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Juso-Doppelspitze ab 2020

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

1. Die Jusos Sachsen-Anhalt fordern den Juso-Landesvorstand dazu auf, im Zuge der1

turnusmäßigen Neuwahl des Landesvorstands 2020 die Schaffung einer Doppel-2

spitze möglich zumachen. Hierzu ist §6 der Richtlinien der AG der Jungsozialistin-3

nen und Jungsozialisten (Jusos) in der SPD Sachsen-Anhalt zur nächsten Landes-4

delegiertenkonferenz anzupassen.5

2. Die Doppelspitze soll aus mindestens einer Frau bestehen und nach Möglichkeit6

die Stadt- und Kreisverbände in einem ausgewogenen Maß repräsentieren.7

3. Die Zahl der StellvertreterInnen reduziert sich auf fünf.8

Begründung9

Sowohl in der Bundes-SPD als auch auf Landesebene wurde in den vergangenen Wochen der10

Weg zu einer Doppelspitze geebnet. Auch für die Jusos Sachsen-Anhalt wäre ein solchesModell11

von Vorteil. Zwei Vorsitzende könnten sich die Aufgaben effektiver aufteilen, den Jugendver-12

band stärker nach außen vertreten, Männer und Frauen, Stadt und Land sowie Landesnorden13

und -süden gleichermaßen repräsentieren.14

ÄO2-1 AntragstellerInnen: Jusos Halle

Betrifft Antragszeile: 6

Zeile 6; ersetze “aus je einem Mann und einer Frau” durch “aus mindestens einer Frau”1
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O3

Titel Transparenz über Anwesenheit

AntragstellerInnen Jusos Halle (Saale)

Zur Weiterleitung an SPD-Landesvorstand Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Transparenz über Anwesenheit

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Der SPD-Landesvorstand Sachsen-Anhaltwird aufgefordert vor jedemWahlparteitag die1

Anwesenheit von Mitgliedern des Landesvorstandes anhand einer Übersicht dazulegen2

und allen Mitgliedern zu ermöglichen, die Häufigkeit der Teilnahmen der Vorstandsmit-3

glieder nachzuvollziehen.4

Begründung5

Es ist immer noch eine Ehre in den SPD-Landesvorstand gewählt werden zu werden, dies geht6

jedoch auch mit Pflichten einher. So z.B. die Anwesenheit bei Landesvorstandssitzungen. Um7

eine qualifizierte Wahl für den Landesvorstand treffen zu können, sollten alle Mitglieder nach-8

vollziehen können, welche Landesvorstandsmitglieder wie oft an einer Sitzung teilgenommen9

haben oder eben nicht.10
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U1

Titel Strengeres Handelsverbot von Elfenbein in der Europäischen
Union

AntragstellerInnen Jusos Saalekreis

Zur Weiterleitung an S&D-Fraktion im Europaparlament, SPD-Bundesparteitag,
SPD-Bundestagsfraktion

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Strengeres Handelsverbot von Elfenbein in der Europäischen Uni-

on

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Die SPD solle sich starkmachen und die Initiative ergreifen, dass es zu einem strengeren1

Handelsverbot von Elfenbein in der Europäischen Union kommt, welches sowohl den2

Export und Import in die EU aus kommerziellen Gründen komplett verbietet als auch3

den Handel innerhalb der EU stark beschränkt.4

Ausnahmen aus wissenschaftlichen Gründen oder für Ausstellungen sollen hohen Kon-5

trollen zuständiger Behörden unterliegen.6

Begründung7

Elfenbein kann in der Europäischen Union legal verkauft, importiert und exportiert wer-8

den.9

Die Beschränkung erfolgt durch die Regelung des „Historischen“ Elfenbeins, das bedeu-10

tet, dass Elfenbein der vor 1947 erworben wurde legal und frei gehandelt werden darf.11

Dagegen Elfenbein, der zwischen 1947 und 1990 gekauft wurde, benötigt ein Zertifikat12

der zuständigen Behörden, nur ein Erwerb von Elfenbeinmit einemUrsprung nach 199013

ist komplett verboten.14

Da man aber altes Elfenbein (bis 1990) kaum von frischem Elfenbein (nach 1990) unter-15

scheiden kann, vor allem in verarbeiteter Form, ist dem illegalen Handel Tür und Tor16

geöffnet und untergräbt die bisherigen Bemühungen zum Tierschutz.17

Eine Studie von Wissenschaftlern der Universität von Oxford im Auftrag der Organisati-18

onAvaaz hatte festgestellt, dass von 100 getesteten Elfenbeinantiquitäten ca. drei Viertel19
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erst wenige Jahre alt sind, von aus Deutschland gekauften 9 Stücken wurden 5 als illegal20

nachgewiesen.21

Wenn man dazu noch bedenkt, dass die EU allein zwischen den Jahren 2005 bis 201522

mit Abstand der größte Elfenbeinexporteur der Welt war, muss man erkennen, dass die23

bisherigen Verbote nicht ausreichend sind um den illegalen Elfenbeinhandel und damit24

die Wilderei von Elefanten in den Griff zu bekommen.25

Jenes führt dazu, dass es in mehreren afrikanischen Ländern zu einem wirtschaftlichen26

Schaden von ca. 25Millionen Euro pro Jahr kommt und diesen Ländern eine Perspektive27

durch den Naturtourismus zerstört wird.28

Auch ging dadurch der weltweite Wildelefantenbestand in den letzten Jahren stark zu-29

rück und verschärft für diese Tiere die Bedrohung durch Aussterben.30

67



2019/I Juso-Landesdelegiertenkonferenz 2019 Antrag U2

U2

Titel Aufnahme der Tierwürde ins Grundgesetz

AntragstellerInnen Jusos Saalekreis

Zur Weiterleitung an Juso-Bundeskongress

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Aufnahme der Tierwürde ins Grundgesetz

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Die SPD soll sich dafür stark machen, dass die Tierwürde ins Grundgesetz aufgenom-1

men wird und dadurch ein einklagbarer Rechtsweg entsteht, um das Leid von Tieren zu2

mindern bzw. zu verhindern.3

Begründung4

Es ist egal welches Beispielman nimmt, wenn es umdenUmgangmit Tieren geht, dann versagt5

die Politik und ökonomische Interessen setzen sich durch.6

Betäubungslose Ferkelkastration, Schreddern von männlichen Hühnerküken oder Käfighal-7

tung im Allgemeinen, der Mensch tut seinen tierischen Mitlebewesen abscheuliche Dinge an.8

Dabei ist es immer wieder ein Armutszeugnis, dass man diese Missstände gegen die davon9

profitierenden Lobbys nicht abstellen oder nur ein bisschen mildern kann.10

Stattdessen verliertman sich in Symbolpolitik (Tierwohllabel) oderMissständewerden einfach11

nur umgedeutet (Stallgrößen).12

Deshalb fordern wir die Aufnahme der Tierwürde ins Grundgesetz.13

Wir wollen damit dem Beispiel der Schweiz („Würde der Kreatur“) folgen und somit einen14

einklagbaren Rechtsweg für einen besseren Tierschutz, neben dem bestehenden Tierschutz-15

gesetzen schaffen.16

Der Staat soll somit die Würde der Tiere vor öffentlichen und privaten Interessen schützen,17

damit sie nicht mehr der Spielball ist von kommerziellen Interessen, welche immer wieder18

einen besseren Tierschutz verhindern.19

ÄU2-1 AntragstellerInnen: Jusos Jerichower Land (Tim Harzer)
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Betrifft Antragszeile: 1

Zeile 1: “Grundgesetz” soll ersetzt werden durch “Tierschutzgesetz”1
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U3

Titel Verbot für „to go“ Papier-/ Plastikartikel

AntragstellerInnen Jusos Halle (Saale)

Zur Weiterleitung an SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Verbot für „to go“ Papier-/ Plastikartikel

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Zur Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag zur Weiterleitung an die SPD-1

Bundestagsfraktion2

Wir setzen uns für ein Verbot von „to-go“ Artikel ein.3

Begründung4

Die Verschmutzung der Weltmeere nimmt immer weiter zu. In Anbetracht dessen, dass man5

kostenlos Plastikverpackungen für bspw. Salate von der Salatbar bekommt ist das kein Wun-6

der. Deshalb setzen wir uns dafür ein, dass diese Produkte nichtmehr zu erwerben sind und7

damit die Konsument*innen gezwungen sind für eine „to-go“ Artikel ihre eigenen Mehrweg-8

artikel mitzubringen.9
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U4

Titel Einführung eines verpflichtenden CO2 Emission Siegels auf al-
len Produkten

AntragstellerInnen Jusos Magdeburg

Zur Weiterleitung an Juso-Bundeskongress, SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Einführung eines verpflichtenden CO2 Emission Siegels auf allen

Produkten

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Um den Bürger*innen auf direkten und unkomplizierten Weg darzustellen, für wie viel1

CO2 sie durch ihr Einkaufsverhalten verantwortlich sind. Soll ein Umwelt Informations-2

feld auf allen Produkten dargestellt werden. Das Informationsfeld soll die folgenden3

Kriterien erfüllen.4

• Darstellung der CO2 Emissionen inklusive Verpackung auf den betroffenen Pro-5

dukten.6

• Die Darstellung soll anzeigen, wie viel CO2 benötigt wurde, in Absolut und in Rela-7

tion dazu, was einem Menschen durchschnittlich pro Tag zustehen würde, wenn8

jeder Mensch gleich viel CO2 verbrauchen dürfte.9

• Zusätzlich sollen Unternehmen verpflichtet werden: Den Zusammengesetzen10

CO2 Betrag beim Kauf auf den Beleg abzudrucken.11

Begründung12

Aufklärung ist der erste Schritt zur Besserung. Wir können von den Menschen unmöglich ver-13

langen für jedes Produkt und ihr allgemeines Kaufverhalten den CO2 Verbrauch zu ermitteln.14

Ohnehin, ist die Berechnung nicht immer einfach. Daher sollen nun Unternehmen gezwun-15

gen werden, den Verbrauch von CO2 durch die Produktion ihrer Güter dazustellen. Damit16

soll gewährleistet werden, dass Menschen die ihr Einkaufsverhalten gerne ändern möchten,17

zum Wohle des Klimas, dies auch schnell und einfach können. Denn nur wenn wir Ihnen die18

benötigten Informationen beim Kauf zur Verfügung stellen, können wir auch eine Änderung19

des Verhaltens auf freiwilliger Basis erwirken.20
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ÄU4-1 AntragstellerInnen: Jusos Halle (Igor)

Betrifft Antragszeile: gesamt

Das Wort “Siegel” soll im gesamten Antrag (inkl. Titel) durch “Informationsfeld” ersetzt1

werden.2

ÄU4-2 AntragstellerInnen: Jusos Magdeburg (Florian Uschner)

Einfügen:1

Weiterleitung an SPD-Landesparteitag und Juso Bundeskongress2
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U5

Titel Bundesweite Legalisierung für das „Containern“

AntragstellerInnen Jusos Magdeburg

Zur Weiterleitung an Juso-Bundeskongress, SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Bundesweite Legalisierung für das „Containern“

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Zur Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag zur Weiterleitung an den SPD-1

Bundesparteitag2

Die Juso-Landesdelegiertenkonferenzmögebeschließen, dass das Einsammeln undVer-3

wenden von weggeworfenen Lebensmitteln aus Abfallcontainer von Supermärkten zu-4

künftig straffrei zu stellen ist. Damit einhergehen muss eine öffentliche Zugänglichkeit5

zu Mülltonen von Supermärkten.6

Begründung7

Nach Berechnungen der Universität Stuttgart landen in Deutschland jährlich fast 13Millionen8

Tonnen Lebensmittel im Müll. Die Umweltorganisation WWF geht sogar von jährlich mehr als9

18 Millionen Tonnen verschwendeter Lebensmittel aus (Quelle: Spiegel.online).10

Nach § 242 Abs. 1 StGB wird „Containern“ in Deutschland derzeit als Diebstahl und damit als11

Straftat eingestuft. Darüber hinaus kommt beim Container eine Strafbarkeit wegen Hausfrie-12

densbruches gem. § 123 Abs. 1 StGB und unter Umständen eine Strafbarkeit wegen Sachbe-13

schädigung gem. § 303 Abs. 1 StGB infrage.14

 15

Dabei handelt es sich bei einem Großteil der weggeworfenen Lebensmittel um nach wie vor16

genießbare Ware, die nur auf Grund eines abgelaufenen Mindesthaltbarkeitsdatums nicht17

mehr im Verkauf angeboten werden dürfen. Um dieser Form von Lebensmittelverschwen-18

dung entgegen zu wirken, fordern wir die bundesweite Straffreiheit für das Einsammeln und19

Verwenden der weggeworfenen Lebensmittel aus Supermärkten. Es bleibt unumstritten, dass20

zusätzlich alternative Konzepte gegen die Lebensmittelverschwendung erstellt und umgesetzt21

werden müssen. Bis dahin muss jedoch eine Entwendung von noch genießbaren Lebensmit-22

teln aus den Mülltonen der Supermärkte ermöglicht und straffrei gestellt werden.23

73



2019/I Juso-Landesdelegiertenkonferenz 2019 Antrag U6

U6

Titel Ausfuhrverbot von Müll und Produktionsabfällen

AntragstellerInnen Jusos Magdeburg

Zur Weiterleitung an Juso-Bundeskongress, S&D-Fraktion im Europaparlament,
SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Landesparteitag Sachsen-
Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Ausfuhrverbot von Müll und Produktionsabfällen

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Zur Weiterleitung an: S&D-Fraktion im Europaparlament, SPD-Bundestagsfraktion,1

SPD-Landesparteitag, Juso-Bundeskongress2

Der Verkauf von Produktionsabfällen sowie anderen Müllprodukten in Schwellen- und3

Entwicklungsländer soll verboten werden.4

Begründung5

Jedes Land sollte selbst verantwortlich für den Müll sein den es produziert. Daher soll Abfall in6

Zukunft dort entsorgt werden, wo er entstanden ist. Denn aktuell ist es für dritte Welt Ländern7

lulrativ unseren Schrott zu kaufen. Dort haben wir keinen Einfluss darauf ob irgendwelche8

Umweltschutzrechte oder Menschen- oder Arbeitsrechte eingehalten werden.9

ÄU6-1 AntragstellerInnen: Jusos Wittenberg

Betrifft Antragszeile: 7

Zeile 7; ersetze “dritte Welt Staaten” durch “Schwellen- und Entwicklungsländer”1
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U7

Titel Ausweitung und Vereinheitlichung des deutschen Pfandsys-
tems

AntragstellerInnen Jusos Magdeburg

Zur Weiterleitung an Juso-Bundeskongress, SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Ausweitung und Vereinheitlichung des deutschen Pfandsystems

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Zur Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag zur Weiterleitung an den SPD-1

Bundesparteitag2

Ziel des Antrages ist die Einführung einer einheitlichen und vollumfänglichen Bepfan-3

dung aller Plastik- und Glasflaschen sowie Getränkedosen zu einem einheitlichen Preis4

von 0,25e, unabhängig vom Inhalt der Flaschen/Dosen. Individualflaschen und Einweg-5

flaschen sollen eingschränkt werden.6

Begründung7

In Deutschland gibt es aktuell unterschiedliche Pfandsysteme und eine Reihe von Ausnah-8

meregelungen, die den Umgang mit Getränkeverpackungen unnötig kompliziert und wenig9

nachhaltig machen.10

Zum 1. Januar 2003 wurde in Deutschland das Pfand auf Einwegverpackungen (sogenann-11

ter Dosenpfand) eingeführt. Seit dem 1. Mai 2006 organisiert die DPG (Deutsche Pfandsys-12

tem GmbH) eine einheitlichere Pfandabwicklung und sorgte für eine erste Vereinfachung des13

Pfandsystems. Bislang gibt es jedoch nach wie vor Ausnahmen in der Bepfandung von Geträn-14

keverpackungen. Dazu gehörten bis vor kurzem molkehaltige Getränke, diätische Getränke15

oder Fruchtsaftgetränke. Das zum 01. Januar 2019 in Kraft getretene neue Verpackungsge-16

setz nahm eine Ausweitung der Pfanderhebungs- und Rücknahmepflicht auf zwei weitere Ge-17

tränkegruppen vor:  Frucht- und Gemüsenektare mit Kohlensäure (z.B. Fruchtschorlen) und18

Milcherzeugnismischgetränke (z.B. Energydrinks mit Molkenanteil).19

Aber: Verpackungen für Getränke ohne Kohlensäure (nach wie vor pfandfrei) und Getränke in20

Glasflaschen (0,08-0,15e Pfand) unterliegen nach wie vor einer anderen, wenig durchsichti-21

gen Bepfandung. An dieser Stelle fordern wir eine endgültige und komplette Vereinheitlichung22

des deutschen Pfandsystems, die nicht nur eine einfachere Handhabung für Konsumenten,23

75



2019/I Juso-Landesdelegiertenkonferenz 2019 Änderungsantrag ÄU7-1

den Handel und die Industrie zum Ergebnis hätte, sondern vor allem auch einen bewusste-24

ren Umgang mit Verpackungsmaterialen befördern würde. Hierdurch könnte verhindert wer-25

den, dass bisher pfandfreie Plastikflaschen und Dosen weggeworfen oder wieder verwendba-26

re Glasflaschen im Altglas landen.27

ÄU7-1 AntragstellerInnen: Jusos Halle (Gesine)

Betrifft Antragszeile: 5

Zeile 5 anfügen nach dem Punkt: “Individualflaschen und Einwegflaschen sollen einge-1

schränkt werden.”2
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U8

Titel Lebensmittel - Wegwerf-Verbot für Supermärkte und Gastro-
nomiebetriebe sowie alle Betriebe, die mit Lebensmitteln han-
deln

AntragstellerInnen Jusos Magdeburg

Zur Weiterleitung an Juso-Bundeskongress, SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Lebensmittel - Wegwerf-Verbot für Supermärkte und Gastrono-

miebetriebe sowie alle Betriebe, die mit Lebensmitteln handeln

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Supermärkte und Gastronomiebetriebe sollen gesetzlich dazu verpflichtet werden,1

überschüssige und noch gute Lebensmittel nicht wegzuwerfen, sondern diese an ge-2

meinnützige Organisationen zu spenden. Zuwiderhandlungen sollen sanktioniert wer-3

den.4

Begründung5

Der 2. Mai eines jeden Jahres ist der Tag der Lebensmittelverschwendung. Sämtliche Lebens-6

mittel, die vom 01. Januar bis zu diesem Tag für Deutschland produziert werden, landen im7

Müll. Obendrein landen etwa 13 Millionen Tonnen Lebensmittel jährlich auf dem Müll und8

pro Kopf etwa 85,2 Kilogramm. Machen wir uns nichts vor, ohne gemeinnützige Organisa-9

tionen wie z.B. die Lebensmitteltafeln oder Foodsharing etc., würden noch mehr Lebensmit-10

tel weggeworfen werden. Dort, wo der Staat eigentlich handeln sollte und verantwortlich ist,11

stemmen viele ehrenamtliche Menschen diese verantwortungsvolle und wichtige Aufgabe. Es12

kann nicht angehen, dass ein Teil der Weltbevölkerung hungert oder teilweise Menschen in13

Deutschland nicht wissen, wie sie Lebensmittel vom Supermarkt kaufen sollen, weil das Geld14

nicht reicht, während viele Lebensmittel im Müll landen. Die Lebensmitteltafeln sammeln z.B.15

überschüssige Lebensmittel und verteilen diese an bedürftige Menschen, die sich nicht immer16

Supermarktware leisten können. Der gesetzliche Rahmen in Deutschland sieht hierfür nichts17

Besonderes vor. Es wird von einer freiwilligen Kooperation ausgegangen. Die oben genann-18

ten Organisationen arbeiten meistens mit den Supermärkten und Gastronomiebetrieben zu-19

sammen, was in der Regel auch gut funktioniert. Dennoch landen immer noch genügend Le-20

bensmittel, die unserem Ideal nicht mehr entsprechen, in der Tonne. In Frankreich ist es z.B.21

Supermärkten und Gastronomiebetrieben gesetzlich untersagt, einwandfreie Lebensmittel zu22
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entsorgen. Diese müssen an gemeinnützige Organisationen abgegeben werden, da ansons-23

ten Strafen drohen. Deshalb sollte es auch unser Ziel als Jusos in der SPD sein, Lebensmittel24

effektiv zu retten.25

ÄU8-1 AntragstellerInnen: Jusos Wittenberg

Betrifft Antragszeile: 3

Zeile 3; streiche “strengstens”1

ÄU8-2 AntragstellerInnen: Jusos Halle

Betrifft Antragszeile: 3

Zeile 3; ersetze “strengstens bestraft” durch “sanktioniert”1
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U9

Titel Verkaufsverbot von Heimtieren in Baumärkten und Zoofach-
geschäften

AntragstellerInnen Jusos Halle (Saale)

Zur Weiterleitung an SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Verkaufsverbot von Heimtieren in Baumärkten und Zoofachge-

schäften

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Zur Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag zur Weiterleitung an den SPD-1

Bundesparteitag2

Die SPD-Bundestagsfraktion wird aufgefordert, sich für ein Verkaufsverbot von Heim-3

tieren in Baumärkten und Zoofachgeschäften einzusetzen.4

Begründung5

Der Verkauf von Heimtieren in Baumärkten und Zoofachgeschäften geht einher mit dem Leid6

von Tieren.7

Verkäufer*innen in Zoofachgeschäften oder Baumärkten haben keine Fachausbildung und8

kennen sich mit den Tieren nicht aus, außerdem können sie keine Einschätzung über die Käu-9

fer*innen treffen – zudem verkaufen sie viel zu kleine Käfige, artuntypische Ernährung und10

immer wieder Einzeltiere.11

Zudem stammen die Tiere zumeist aus Massenzuchtanstalten und werden viel zu früh von12

ihren Eltern getrennt. Damit einher geht auch das zu beobachtende unsoziale Verhalten der13

Tiere, sie sind nicht in der Gruppengemeinschaft aufgewachsen und konnten von erwachse-14

nen Tieren nicht lernen15

Zudem kommt, dass es in Baumärkten und Zoofachgeschäften keine Quarantäne bei neu da-16

zu gekauften Tieren gibt. Die Jungtiere werden einfach zu den vorhandenen Tieren ins Gehege17

gesetzt und so sämtlichen Keimen ausgesetzt. An dieser Stelle kommt es außerdem bereits zu18

den meisten Verletzungen – ein Jungtier hat keine Chance sich gegen ein erwachseneres Tier19

durchzusetzen.20
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Diese möglicherweise kranken Tiere werden nie einem Tierarzt vorgestellt, so dass auch eine21

Verbreitung von Tierkrankheiten dadurch gefördert wird. 22

80



2019/I Juso-Landesdelegiertenkonferenz 2019 Antrag U10

U10

Titel Kennzeichnungs- und Registrierungspflicht für Heimtiere

AntragstellerInnen Jusos Halle (Saale)

Zur Weiterleitung an SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Kennzeichnungs- und Registrierungspflicht für Heimtiere

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Zur Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag zur Weiterleitung an den SPD-1

Bundesparteitag2

Die SPD-Bundestagsfraktion wird aufgefordert, sich für eine Kennzeichnungs- und Re-3

gistrierungspflicht für Heimtiere in Deutschland einzusetzen.4

Begründung5

Mit einer bundeseinheitlichen Kennzeichnung und Registrierung von Heimtieren könnten wir6

endlich Transparenz und Klarheit über Herkunft und Besitz eines Tieres schaffen.7

In anderen EU-Mitgliedsstaaten gibt es bereits Regelungen für Hunde und Katzen, welche mit8

geringem bürokratischem und finanziellem Aufwand umgesetzt werden konnten.9

Vorteile einer bundeseinheitlichen Kennzeichnung und Registrierung von Heimtieren sind ne-10

ben der schnelleren Zuordnung von Fundtieren – und der damit einhergehenden Entlastung11

von Tierheimen – die Rückverfolgbarkeit von illegalem Welpenhandel, das Ahnden von Tier-12

rechtsverstößen und die Eindämmung von Tierkrankheiten, sowie Rechtssicherheit.13
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W Antragsbereich W - Wirtschaft, Wissenschaft, Inneres

W1 Jusos Magdeburg Kostenloses Trinkwasser in der Gastronomie 83

1 Jusos Halle . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 83
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W2 Jusos Magdeburg Totale Enteignung 84

9 Jusos Halle

(Anne)

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 84

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

10 Jusos Halle
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Automatisch gespeicherter Entwurf 84

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

W3 Jusos Magdeburg Einen Open-Access für alle öffentlich finanzierte wissenschaftliche Publi-
kationen.

85

2 Jusos Halle

(Anne)

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 86

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
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91

W9 Jusos Börde Legale Nutzung von kalter Pyrotechnik in Fußballstadien vorantreiben 93

32 Jusos Boerde . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 94

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

W11 Jusos Halle (Saale) Bahnfahrer*innen entlasten – Schuh-Auszieh-Verbot in der Deutschen
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95
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W1

Titel Kostenloses Trinkwasser in der Gastronomie

AntragstellerInnen Jusos Magdeburg

Zur Weiterleitung an SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Kostenloses Trinkwasser in der Gastronomie

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Wir fordern eine unentgeltliche Abgabe von Leitungswasser in Gaststätten, Restaurants1

etc. an die Gäste, unter der Voraussetzung, dass eine Mahlzeit geordert wird.2

Begründung3

Grundsätzlich sind die Restaurantbesitzer*innen in Deutschland nicht verpflichtet, bestimmte4

Speisen und Getränke kostenlos anzubieten. Somit haben Inhaber*innen von Gastronomie-5

betrieben das Recht, Geld für Leitungswasser zu verlangen.6

1m³ Leitungswasser (1000 Liter) kostet ca. 1,69e. Dazu kommt einemonatliche Grundgebühr7

von knapp 6e. 100 Liter Wasser aus der Leitung kosten dementsprechend im Schnitt plus/mi-8

nus 17cent. Ein Glas Leitungswasser (250ml) würde demzufolge weniger als einen Cent kos-9

ten. Ein Verkauf von Leitungswasser ist damit nicht gerechtfertigt, dass für die Gastronomie-10

betriebe kaum Unkosten entstehen. Außerdem stellt Leitungswasser ein lebensnotwendiges11

Lebensmittel dar und sollte darum kostenlos angeboten werden.12

In Frankreich ist eine Bereitstellung einer Karaffe Wasser für Gäste bereits verpflichtend –13

sofern eineMahlzeit bestellt wird. Diese Regelung soll auch in Deutschland umgesetzt werden.14

ÄW1-1 AntragstellerInnen: Jusos Halle

Betrifft Antragszeile: 1

Antragskopf; Streiche “Weiterleitung SPD-Stadtparteitag Magdeburg”1
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W2

Titel Totale Enteignung

AntragstellerInnen Jusos Magdeburg

Zur Weiterleitung an

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Totale Enteignung

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Die totale Enteignung jedweden Gutes muss absofort die Parteiagenda bestimmen,1

denn wir nehmen den Menschen nicht nur die Butter vom Brot, sondern das gesam-2

te Butterbrot.3

Begründung4

Den Bürge*innen ist nicht zu trauen, die Wirtschaft verpestet die Umwelt und der neoliberale5

Geist macht uns zu willenlosen Konsumachinen. Nur der Staat weis, was am besten für uns6

alle ist. Erfolgreiche Modelle wie die Sowjetunion und Argentinien belegen diese These. Es ist7

absehbar, dass der angestrebte, gesellschaftliche Transformationsprozeß schwierig sein wird8

und es Opfer gebenmuss, bei jedem von uns. Aber um es getreu des dickschen und cockschen9

Imperativ zu formulieren: Einer ist immer die Fotze.10

ÄW2-1 AntragstellerInnen: Jusos Halle (Anne)

Betrifft Antragszeile: 9

Zeile 9: “getreu des dickschen und cockschen Imperativs”1

ÄW2-2 AntragstellerInnen: Jusos Halle (Franca)

Betrifft Antragszeile: 10

Zeile 9: “Eine ist immer die Fotze.”1
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W3

Titel Einen Open-Access für alle öffentlich finanzierte wissenschaft-
liche Publikationen.

AntragstellerInnen Jusos Magdeburg

Zur Weiterleitung an SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt, SPD-Landtagsfraktion
Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

EinenOpen-Access für alle öffentlich finanzierte wissenschaftliche

Publikationen.

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Die SPD-Bundestagsfraktion wird aufgefordert, sich für einen Open-Access, also unein-1

geschränkten und kostenfreien Zugang zu allen Ergebnissen öffentlich finanzierte wis-2

senschaftlicher Forschung einzusetzen.3

Begründung4

Der Zugang zu wissenschaftlichen Publikationen ist kostspielig, zu kostspielig für die meisten5

Studen*innen, die sich in ihrer Thematik ausgiebig informieren wollen, aber durch unvoll-6

ständige Bibliotheken gezwungen sind, oft illegal, ausgiebig zu recherchieren. Über Portale7

wie Sci-Hub, einer Datenbank für wissenschaftliche Arbeiten, können Akademiker kostenfrei8

ein breites Spektrum an Publikationen zugreifen, bewegen sich dort aber in einer rechtlichen9

Grauzone, welche aber in der Regel straffrei bleibt. Diese muss beseitigt werden und zwar in10

Richtung eines freien Zugangs zum Wissen der akademischen Welt. Die bewusste Zugangsbe-11

schränkung durch die Verlage bekommt gerade in Hinblick auf die Finanzierung und Kuratie-12

rung der Forschungen einen zweifelhaften Anstrich. Akademische Arbeit wird zu großen Teilen13

staatlich finanziert und in nächster Instanz durch öffentlich bezahlte Wissenschaftler*innen14

begutachtet.15

Außer rückständigen Mechanismen des wissenschaftlichen Verlagswesens Einhalt zu gebie-16

ten, bringt ein Open Access noch weitere Vorteile mit sich: - Erhöhte Sichtbarkeit und Zitier-17

häufigkeit von Dokumenten - Gute Auffindbarkeit über Suchmaschinen und Nachweisdienste18

- Partizipation an den Vorteilen digitaler Dokumente - Verbesserung der Informationsversor-19

gung und Ausweg aus der Zeitschriftenkrise - Förderung der internationalen und interdis-20

ziplinären Zusammenarbeit - Verbleib der Verwertungsrechte bei der Autorin/beim Autor -21

Langfristige Verfügbarkeit der Dokumente22
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Ein Reformprozess ist unabdingbar, denn die Monetarisierung von Forschungsergebnissen23

und die zweifelhafte Gatekeeperfunktion der wissenschaftlichen Verlage sind aus der Zeit ge-24

fallen. Gesamtgesellschaftliche Fragen, wie etwa der Kampf gegen den menschengemachten25

Klimawandel, nehmen immer größere Dimensionen ein und erfordern ein breiten Austausch26

an Wissen.27

ÄW3-1 AntragstellerInnen: Jusos Halle (Anne)

Betrifft Antragszeile: 2

Zeile 2 vor “wissenschaftlicher” einfügen “öffentlich finanzierte”1
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W4

Titel Exit Deutschland muss erhalten werden

AntragstellerInnen Jusos Halle (Saale)

Zur Weiterleitung an SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Exit Deutschland muss erhalten werden

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Zur Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt zur Weiterleitung an den1

SPD-Bundesparteitag und die Bundestagsfraktion2

Die SPD Bundestagsfraktion wird aufgefordert sich für eine ausreichende und langfris-3

tige Finanzierung von EXIT Deutschland einzusetzen.4

Begründung5

EXIT Deutschland als erfolgreichste Aussteiger*innen Initiative im Bereich Rechtsextremismus,6

ist erneut bedroht seine Arbeit nicht fortsetzen zu können. Grund hierfür ist das in der Neu-7

auflage des “Demokratie Leben” Programms des BMFSFJ keine Gelder für Aussteiger*innen8

Programme vorgesehen sind.9
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W5

Titel 8. Mai zum gesetzlichen Feiertag machen

AntragstellerInnen Jusos Halle (Saale)

Zur Weiterleitung an SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

8. Mai zum gesetzlichen Feiertag machen

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Zur Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt zur Weiterleitung an die1

SPD-Bundestagsfraktion2

Der 8. Mai soll zu einem bundesweiten Feiertag gemacht werden. Der Feiertag soll den3

Titel „Tag der Befreiung“ tragen.4

Begründung5

Der 8. Mai ist der Tag, an dem Deutschland vom Faschismus und der Nazi-Diktatur „be-6

freit“ wurde. Ohne diesen Befreiung wäre das heutige demokratische Deutschland nicht7

denkbar. Deshalbwollenwir, dass der 8.Mai zumgesetzlichen Feiertagwird. UmdenOp-8

fern der Alliierten, sowie den Millionen Verfolgten und Ermordeten zu gedenken, aber9

auch unsere Demokratie zu feiern.10
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W6

Titel Kommunen endlich entlasten! KdU aus Bundesgeldern bezah-
len!

AntragstellerInnen Jusos Halle (Saale)

Zur Weiterleitung an SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Kommunen endlich entlasten! KdU aus Bundesgeldern bezahlen!

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Zur Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt zur Weiterleitung an den1

SPD-Bundesparteitag und die SPD-Bundestagsfraktion2

Die SPD-Bundestagsfraktion wird aufgefordert, sich dafür einzusetzen, dass die Kosten3

der Unterkunft (kurz: KdU) aus dem Bundeshaushalt bezahlt werden sollen und somit4

die Kommunen finanziell zu entlasten.5

Begründung6

Die Kosten für Unterkunft und Heizung gemäß § 22 SGB II, § 35 SGB XII  und § 3 AsylbLG sind7

für die Kommunen einer der größten finanziellen Ausgaben. Bundesweit beliefen sie sich 20148

auf 11,6 Mrd. Euro.9

Vor allem für Kommunen mit einem hohen SGB-II-Anteil wird dies zunehmend zu einem fi-10

nanziellen Problem der Kommunen.11

Wirtschaftsschwache Kommunenwerden automatisch intensiver belastet wie wirtschaftsstar-12

ke. Dies führt dazu, dass die ohnehin klammen Kommunen weniger Geld für freiwillige Auf-13

gaben zur Verfügung hat.14
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W7
Titel Erhöhung der Verjährungsfristen bei sexuellem Missbrauch

von Minderjährigen

AntragstellerInnen Jusos Saalekreis

Zur Weiterleitung an SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Erhöhung der Verjährungsfristen bei sexuellem Missbrauch von

Minderjährigen

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Zur Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt zur Weiterleitung an die1

SPD-Bundestagsfraktion2

Die SPD-Bundestagsfraktion möge sich dafür einsetzen, dass die Verjährungsfristen für3

die Verfolgung von Tatverdächtigem bei Verdacht auf sexuellem Missbrauch von Min-4

derjährigen deutlich erhöht werden.5

Sowohl im Strafrecht als auch im Zivilrecht fordern wir eine Erhöhung auf 50 Jahre nach6

der Vollendung des 30. Lebensjahres.7

Begründung8

Seit mehreren Jahren werden immer wieder Fälle von sexuellem Missbrauch an Minderjähri-9

gen öffentlich.10

Sehr oft können dort die Täter nicht zur Rechenschaft gezogen werden, weil die Opfer auf11

Grund ihres Alters und bestehender Machtstrukturen nicht in der Lage waren, die Täter un-12

mittelbar nach der Tat anzuzeigen, wodurch diese verjährt.13

Viele Opfer von Missbrauch brauchen Jahre oder Jahrzehnte, um die Kraft aufzubringen, über14

diese Taten zu reden bzw. mit den Tätern konfrontiert zu werden.15

Dann ist es aber sehr oft zu spät und das Fehlen von Gerechtigkeit bzw. einer juristischen16

Anerkennung der Opfer führt zu einem erneuten Trauma.17

Bisherige Maßnahmen zur Stärkung der Opferrechte (Strafrecht 2015/ Zivilrecht 2013) konn-18

ten diesen Missstand nicht beenden. Deshalb verlangen wir eine deutliche Erhöhung der Ver-19

jährungsfristen. Dadurch soll die Möglichkeit erhöht werden, damit den Opfern Recht und20

Anerkennung widerfährt.21
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W8

Titel G20 Straftäter verfolgen und verurteilen, Polizeigewalt nicht
unter den Tisch fallen lassen!

AntragstellerInnen Jusos Halle (Saale)

Zur Weiterleitung an SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

G20 Straftäter verfolgen und verurteilen, Polizeigewalt nicht unter

den Tisch fallen lassen!

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Zur Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt zur Weiterleitung an die1

SPD-Bundestagsfraktion2

Es soll ein parlamentarischer Untersuchungsausschuss zum Polizeieinsatz beim G203

Gipfel in Hamburg eingerichtet werden. Ebenso soll dabei die Rolle der Justiz und des4

Oberlandesgerichts Hamburg untersucht werden.5

Begründung6

Nach Gipfel-Ende stellte sich Olaf Scholz (damals noch Oberbürgermeister der Stadt Ham-7

burg) vor die Presse und meint keine Polizeigewalt gesehen zu haben. Ob er zur Zeit des Gip-8

fels in Hamburg war ist strittig.9

Auf Seiten der Polizei kam es zu etlichen Rechtsbrüchen, wie Journalist*innen belegten. Gegen10

Polizist*innen gab es bis jetzt keine Anzeige nach 154 Ermittlungsverfahren. Wer sich entspre-11

chende Quellen ansieht sieht bspw.12

Das Video vom Ronftenbarg, wo die Polizei eine Demo auflöste weil einzelne Steine und13

Flaschen warfen. Dies passierte ohne jegliche Vorwarnung und ist ein Verstoß gegen un-14

ser Grundgesetz, auch Leib und Leben verschiedener Demonstrant*innen wurden dabei15

aufs Spiel gesetzt und das obwohl ihre Beteiligung an den Angriffen auf Polizist*innen nie16

belegt werden konnten, erstrecht nicht zum Zeitpunkt des Einschreitens. Der sogenannte17

„Ronftenbarg-Komplex“ ist aber nur eines der vielen Beispiele für nicht legitimiertes Inter-18

venieren Seitens der Polizei. Auch die aus den Medien bekannten Bilder von einem besetzten19

Hausdach, welches durch schwer bewaffnete Polizist*innen gestürmt wurde zeigen die Bru-20

talität der Polizei ohne dass diese Notwendig war. Beweise wurden im Zusammenhang damit21

nicht gesichert, daher kann die Polizei bis heute diesen Einsatz aus juristischer Sicht nicht22

91



2019/I Juso-Landesdelegiertenkonferenz 2019 Antrag W8

rechtfertigen. Dennoch wurden bei diesem Einsatz das erstmal in der Bundesrepublik Gum-23

migeschosse verwendet um gegen Demonstrant*innen vorzugehen. Die Befürchtung ist, dass24

damit die Hemmschwelle für Einsätze dieser Art sinkt und das immens gewalttätige Vorgehen25

gegen (Groß-)Demonstrationen bald auch in Deutschland zum Alltag wird.26

Im Nachineneein wurde bekannt, dass Polizist*innen nicht nur durch ihren Einsatz gegen-27

über den Demos an den Ausschreitungen beteiligt waren, sondern auch durch sogennate28

„Tatbeobachter“ anscheinend auf die Krawalle aus waren. Diese „Tatbeobachter“ beobach-29

teten nicht nur Straftaten, wie der Name es verspricht, sondern begingen auch selbst welche,30

um die Stimmung anzuheizen und den Konflikt herbeizuführen, durch den die Kolleg*innen31

dann einschreiten konnten und die Demos gewaltsam auflösen konnten.32

Auch Einschränkungen der Pressefreiheit nimmt die Polizei in den letzten Jahren immer ger-33

ne in Kauf. Journalist*innen die vom Ort des Geschehens berichten wollten wurden daran34

gehindert. 32 Journalist*innen verloren kurz vor dem Gipfel beginn ihre Akreditierung durch35

„gute“ Zusammenarbeit der Polizei und des damaligen Innenministers Thomas der Maiziè-36

re, danach stellte sich raus, dass dies nicht rechtens war. Andere Jornalist*innen schilderten37

Sprüche wie „Pressefreiheit ist jetzt vorbei“ oder „verpiss dich du Journalistenfotze“ Die Polizei38

machte durchsagen wie „Alle unbeteiligten sind ab jetzt nicht mehr Unbeteiligt“ Damit sieht39

sich die Polizei als gesetzgebende Gewalt und fängt an Sippenhaft einzuführen.40

Diese Sippenhaft die durch die Polizei unterstütz wird hat Rückendeckung durch die Justiz,41

die damit weitermacht. Der Fall „Fabio“ der das Schicksal eines Intalienischen Aktivisten zeigt,42

zeigt dass es anscheinend psychische Beihilfe zu Flaschenwürfen und Angriffe auf Polizist*in-43

nen gibt, denn durch diesen Vorwurf saß der Aktivist vier Monate in Untersuchungshaft. Wie44

beschrieben war der Vorwurf psychische Beihilfe durch Anwesenheit auf einer Demonstrati-45

on. Dass die Beamt*innen auch anwesend waren und vielleicht deutlich mehr zur Eskalation46

beigetragen haben als Fabio legitimiert dann auchmindestens 4 Monate Untersuchungshaft?47

Neben dieser Schikane ist aber auch immer mehr nach außen gedrungen, was in den48

Räumen der GeSa passierte und ebenso menschenverachtend ist. Gefangene wurden in49

9m2groeZellenzufnftgesteckt, indenen24StundendasLichtbrennte, wodurchvieleberTagekeinenSchlafbekamenundsogequltwurden.FrauenmusstenbeiKontrollenihreTamponsrausnehmenohneneuezubekommenundauchvorPolizistensichkomplettentblen.DiesesMenschenbildwasdiePolizeiinverschiedenenSituationenandenTaglegtezeigt, dassdortirgendetwasmchtigschiefluft.ArtikeleinsdesGrundgesetzlautet„DiewrdedesMenschenistunantastbar“dasdagegenmehrmalsverstoenwurdezeigendieAufnahmenundBerichtedesGipfelseindeutig.DieTaktikdiedahinterstehtistebensodeutlich.Brger∗50

innensollendavonabhaltenwerdenzudemonstrieren, durchSchikaneundSippenhaft.DiePolizeiversuchtsichalsgesetzgebendeGewaltzuetablierenunddurchihreRepressionMenschendavonabzuhaltenihreMeinungaufdieStraezutragenundgebrauchvonderDemonstrationsfreiheitzumachen.Diesknnenwirnichtzulassen, wirmssenderPolizeizeigen, dasswirkeineLustaufGewalttterhabenunddasauchdiePolizist∗51

innendieHrtedesGesetzzusprenbekommen.EinEinsatzbereichderPolizeiistkeinrechtsfreierRaum, indemDemonstrant∗52

innenwiefreiwildbehandeltwerdenknnenundGrundgesetzartikelsowiesohinflligsind.UmdasauchdenletztenBeamt∗53

innenklarzumachenfordernwireinenparlamentarischenUntersuchungsausschussaufBundesebene.WirwollenkeinenStaatderaufRepressionaufgebautist, wirwolleneinendessenExekutivezurfreiheitlich−54

demokratischenGrundordnungsteht.55

Die aktuell bestehende Sonderkommission in der Hamburger Bürgerschaft reicht nicht56

aus. Die Akten die dort zum Teil vorliegen sind unvollständig wegen „Staatsgefährdung.“57

Wasdaran staatsgefährdend seien soll ist Spekulation, vielleicht demaskiert sich die Exe-58

kutive darin selbst? Das wollen wir aufgeklärt wissen und fordern daher von der SPD,59

dass sie sich anders als die Genoss*innen in der Hamburger Bürgerschaft verhält und60

dem kritisch nachgeht. Denn wir stehen ein für Freiheit und Gerechtigkeit.61
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W9

Titel Legale Nutzung von kalter Pyrotechnik in Fußballstadien vor-
antreiben

AntragstellerInnen Jusos Börde

Zur Weiterleitung an SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt, SPD-Landtagsfraktion
Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Legale Nutzung von kalter Pyrotechnik in Fußballstadien voran-

treiben

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

1. Die Jusos Sachsen-Anhalt fordern die SPD Sachsen-Anhalt dazu auf, sich auf1

Landes- sowie Bundesebene dafür einzusetzen, so genannte kalte Pyrotechnik2

in Fußballstadien zu legalisieren.3

2. Die Sicherheit der Stadionbesucherinnen und -besucher genießt für die Jusos4

Sachsen-Anhalt bei den Abwägungen einer Entkriminalisierung von Pyrotechnik5

oberste Priorität. Im Sinne eines sicheren Stadionerlebnisses ist ein Umdenken in6

der Behandlung von Pyrotechnik erforderlich, da die rigorose Verbotspolitik von7

Verbänden und Polizei in den letzten Jahren als gescheitert angesehen werden8

kann. Bei 21 Millionen Besucherinnen und Besuchern von Fußballspielen in den9

drei deutschen Profiligen wurden in der Saison 2017/2018 lediglich 53 Menschen10

durch Pyrotechnik verletzt. Da trotz Verboten und vereinsseitigen sowie polizei-11

lichen Kontrollen immer wieder Pyrotechnik in deutsche Stadien gelangt, ist ein12

Umdenken unter der Prämisse, der Pyrotechnik den Reiz des Verbotenen zu neh-13

men, erforderlich. Anstatt den Status Quo einer kriminalisierten Verwendung von14

Pyrotechnik zu akzeptieren, sollen für Fußballfans geeignete Rahmenbedingun-15

gen für eine kontrollierte und damit sicherere Verwendung von Pyrotechnik ge-16

schaffen werden.17

3. Als geeignetes Produkt kann die kalte Pyrotechnik angesehen werden, die eine18

weitaus geringere Hitze- und Rauchentwicklung aufweist, als herkömmliche Py-19

rotechnik. Die in Dänemark erfolgreich entwickelten und getesteten kalten pyro-20

technischen Erzeugnisse sollten nun auch in Deutschland etabliert werden. Die21

Schaffung von bestimmten Zonen in Stadien, in denen Pyrotechnik verwendet22
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werden darf, ist ebenfalls in Betracht zu ziehen. Als Vorbild kann dabei das US-23

amerikanische Pilotprojekt dienen.24

4. Sachsen-Anhalt soll bei der Erprobung kalter Pyrotechnik in Fußballstadien als25

Modellregion fungieren und so eine Vorreiterrolle einnehmen. In Zusammen-26

arbeit zwischen der Landesregierung, den Profi-Fußballvereinen 1. FC Magde-27

burg undHallescher FC, demDeutschen Fußball-Bund (DFB) und dem Fußballver-28

band Sachsen-Anhalt (FSA) soll hierzu ein Konzept entwickelt werden. Die Jusos29

Sachsen-Anhalt bitten die SPD Sachsen-Anhalt, als Teil der Landesregierung ein30

solches Verfahren einzuleiten.31

5. Die Jusos Sachsen-Anhalt bedauern, dass die Bundesregierung der Legalisierung32

von kalter Pyrotechnik ablehnend gegenübersteht und fordern diese dazu auf,33

diese Haltung zu überdenken.34

6. Die Jusos Sachsen-Anhalt lehnen ideologisch geführte Debatten zu der Proble-35

matik ab und appellieren an Fußballfans, Politik und Fußballverbände, in einen36

konstruktiven Austausch miteinander zu treten.37

ÄW9-1 AntragstellerInnen: Jusos Boerde

Betrifft Antragszeile: 32

Ergänzung von “Legalisierung von kalter” vor dem Wort “Pyrotechnik”.1
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W11

Titel Bahnfahrer*innen entlasten – Schuh-Auszieh-Verbot in der
Deutschen Bahn!

AntragstellerInnen Jusos Halle (Saale)

Zur Weiterleitung an SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Bahnfahrer*innen entlasten – Schuh-Auszieh-Verbot in der Deut-

schen Bahn!

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Zur Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag zur Weiterleitung an die SPD-1

Bundestagsfraktion2

Die SPD-Bundestagsfraktionwird aufgefordert, sich dafür einzusetzen, dass in der Deut-3

schen Bahn prinzipiell eine (geschlossene) Schuh-Pflicht besteht.4

Begründung5

Füße sind eklig – um dies einmal klar zu stellen. Noch ekliger sind fremde, riechende Füße im6

öffentlichen Verkehr. Mittlerweile ist es leider zu einem Trend geworden, seine Schuhe im Zug7

auszuziehen, für die Mitreisende heißt dies leider, dass man neben den anderen unangeneh-8

men Gerüchen im Zug nun auch noch stinkenden Schweißfüßen ausgesetzt ist.9

Da die Fuß-Befreier scheinbar nicht mitfühlend genug sind, soll die Deutsche Bahn ein Schuh-10

Auszieh-Verbot in ihren Zügen verhängen. Dies soll auch für Bundeswehrsoldaten gelten.11
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W12

Titel Bau eines antisächsischen Schutzwalles zum Schutz der Bun-
desrepublik

AntragstellerInnen Jusos Magdeburg

Zur Weiterleitung an Juso-Bundeskongress, SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Bau eines antisächsischen Schutzwalles zum Schutz der Bundes-

republik

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Der Freistaat Sachsen soll aus dem Staatsgebiet der Bundesrepublik Deutschland ent-1

fernt werden und anschließend soll die Bundesrepublik Deutschland mit den anderen2

Ländern, die eine gemeinsame Grenze mit dem Freistaat Sachsen haben, zusammenar-3

beiten, um eine durchgehende Mauer um diesen herum zu errichten.4

Diese Mauer, trägt den Titel “Raumtrenner“, soll auf deutscher Seite mindestens 763 Ki-5

lometer lang sein, mit Polen und der Tschechischen Republik 1340 Kilometer lang sein,6

3,60 Meter hoch sein, 1,20 Meter breit sein und eine durchgängige Dicke von 0,2 Meter7

am Fuß und 0,1 Meter oben haben. Als Material soll Stahlbeton mit einer hohen Dichte8

nach gegenwärtigen Standards verwendet werden. Der Bau des “Raumtrenners“ soll In-9

genieur*innen aus den neuen Bundesländern übertragen werden und trägt das Motto,10

„niemand hat die Absicht eine Mauer zu errichten“.11

Begründung12

Besorgte Bürger*innen, ein unverständlicher Dialekt, merkwürdige Bräuche, ein Hang zur13

Theatralik und die unverwechselbare Liebe zur deutschen Presselandschaft. So könnte der14

Freistaat Sachsen kurz und prägnant beschrieben werden. Leider sind die Integrationsversu-15

che in den deutschen Staat seit dem 18. Oktober 1866 wiederholt gescheitert. Das neue Po-16

lizeigesetz nach bayrischem Vorbild, welches 2019 beschlossen werden soll sowie die verfas-17

sungswidrige Beamtenbesoldung von 2017 dazu der katastrophale Zustand des sächsischen18

Verfassungsschutzes sind drei von vielen Gründen um den Ausstoß und den Schutz durch den19

“Raumtrenner“ zu fordern. Des Weiteren ist Sachsen für die SPD eh verloren, da die Zeiten aus20

dem wilhelminischen Kaiserreich, in dem der Freistaat Sachsen eine SPD-Bastion war, nicht21

mehr zurückkommen werden. Die gegenwärtigen Vorkommnisse durch die Pegida Bewegung22
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und die Alternative für Deutschland, zeigen die Notwendigkeit besonders, die restliche Bun-23

desrepublik vor diesen Entwicklungen zu schützen. Zudem steigt die Beliebtheit von Mauern24

zur Lösung von Problemen, weshalb sich der “Raumtrenner“ in eine lange Reihe bekannter25

“Raumtrenner“ wie z.B. den Limes, den Hadrianswall oder die chinesische Mauer einreihen26

würde. Abschließend ist deshalb ein schnelles Handeln erforderlich. Lasst uns gemeinsam27

Menschen retten.28
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I1

Titel Haushalt 2020/21mit sozialdemokratischer Handschrift verse-
hen!

AntragstellerInnen Jusos Halle (Saale)

Zur Weiterleitung an

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Haushalt 2020/21 mit sozialdemokratischer Handschrift verse-

hen!

Die Jusos Sachsen-Anhalt stärken der SPD Landtagsfraktion bei den Haushaltsverhand-1

lungen den Rücken! DerWiderstand der CDU gegen Forderungen, die aus der gesamten2

Gesellschaft kommen, darf nicht erfolgreich sein.3

Dahermüssen imDoppelhaushalt für 2020 und 2021 die Schwerpunktthemender Land-4

tagsfraktion verankert werden:5

• Einführung eines Azubi-Tickets: Unsere Jugend und unsere Wirtschaft brauchen6

verbesserte Bedingungen bei der Ausbildung. Ein wichtiger Schritt  dafür ist eine7

verbesserte Mobilität von Auszubildenden durch ein Azubi-Ticket!8

• Abschaffung der Straßenausbaubeiträge: Insbesondere im ländlichen Raum sort9

die Beitragsberechnung auf der Grundlage der teilweise sehr großen Grundstü-10

cke für unzumutbare Belastungen. Gleichzeitig ist der zur Begründung der Bei-11

tragspfilcht herangezogene angebliche “Wertzuwachs” für die Grundstücke durch12

den Straßenausbau eine Frage. Daher müssen die Straßenausbaubeiträge abge-13

schafft werden.14

• Einführung eines Tariftreuegesetzes: Wenn Landkreise, Städte und Gemeinden15

öffentliche Aufträge vergeben, dann müssen sie darauf achten, dass bei der Auf-16

tragserteilung soziale und ökologische Standards eingehalten werden. Für Lohn-17

dumping dürfen solche Aufträge nicht missbraucht werden. Das dient nicht nur18

dem Schutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, sondern ist auch im In-19

teresse unserer hiesigen Betriebe. Daher brauchen wir ein Tariftreuegesetz und20

hierfür sind Spielräume im Haushalt notwendig.21
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• Deutliche Erhöhung der Krankenhausinvestitionen Im Haushalt 20/21 muss ei-22

ne deutliche Erhöhung der Krankenhausinvestitionsmittel stehen. Die niedrigen23

Mittel der letzten Jahre waren zu wenig.24

Die Arbeit der Kenia-Koalition in den kommenden zwei Jahrenmuss eine sozialdemokra-25

tische Handschrift tragen. Ohne diese Punkte ist für uns eine Fortführung der Koalition26

nicht möglich. Daher werden wir beim Ausbleiben dieser Punkte im Haushalt 2020/2127

das Ende der Kenia-Koalition auf dem Landesparteitag der SPD Sachsen-Anhalt im Ja-28

nuar 2020 fordern.29

Begründung30

Wir messen die Kenia-Koalition an ihrer Sachpolitik. Die Beteiligung der SPD muss hier-31

bei spürbar sein, um den Menschen im Land mehr soziale Gerechtigkeit zu bringen. Die32

CDU Sachsen-Anhalt ist längst nicht mehr an der Regierung interessiert. Stattdessen do-33

minieren interne Machtkämpfe die CDU und sie arbeitet an einer stetigen Annäherung34

an die AfD. Dem dürfen wir als Sozialdemokrat*innen nicht tatenlos zuschauen.35

ÄI1-1 AntragstellerInnen:

Betrifft Antragszeile: ?

Einfügen als weiteren Stichpunkt:1

• Deutliche Erhöhung der Krankenhausinvestitionen Im Haushalt 20/21 muss ei-2

ne deutliche Erhöhung der Krankenhausinvestitionsmittel stehen. Die niedrigen3

Mittel der letzten Jahre waren zu wenig.4
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I3

Titel Solidarität mit Martina Renner

AntragstellerInnen Jusos Halle (Saale)

Zur Weiterleitung an SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Landtagsfraktion Sachsen-
Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Solidarität mit Martina Renner

Empfänger: Der/Die Juso-Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen:

Alle Mitglieder der SPD Landtagsfraktion, sowie der SPD Bundestagsfraktion werden da-1

zu aufgefordert sich bei Terminen, bei denen eine hohe Aufmerksamkeit (vor allem der2

Medien) besteht sich offen und geschlossen mit der Antifaschistischen Aktion und Mar-3

tina Renner (Die Linke) zu solidarisieren.4

Begründung5

Nach dem Ordnungsruf von Wolfgang Kubicki gegenüber Renner ist klar: wir brauchen6

wiedermehr Antifaschismus in der Zivilgesellschaft. Antifaschist*in zu sein bedeutet ge-7

gen den Faschismus zu sein, der sich gerade ganz langsam in Deutschland breit macht.8

Dies ist nichts was für einen Ordnungsruf in dem hohen Haus rechtfertigt in dem der9

Faschismus schon einmal Einzug gefundenhat.Wirmöchten unsmit der LinkenBundes-10

tagsabgeordnetenMartina Renner solidarisieren, indemwir wirklich zeigen #wirsindan-11

tifa dieses Bekenntnis nicht nur zu einem Hashtag verkommen lassen. Antifaschismus12

heißt Gegen den Faschismus zu sein, gegen Ungerechtigkeiten zu sein und solidarisch13

zu sein.14

Deshalb wollen wir 87 Jahre nach der Gründung der Antifaschistischen Aktion in15

Deutschland diese Werte als stolze Antifaschist*innen nach außen tragen. Die SPD war16

schonimmer Antifa und bleibt Antifa.17
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I4

Titel 365e Azubiticket jetzt in Sachsen-Anhalt einführen

AntragstellerInnen Jusos Halle (Saale)

Zur Weiterleitung an SPD-Landesparteitag Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

365e Azubiticket jetzt in Sachsen-Anhalt einführen

Die Landtagsfraktion sowie die SPD Mitglieder der Landesregierung und des Koalitions-1

ausschusses werden aufgefordert sich für die Einführung eines 365e Tickets für Auszu-2

bildende in den aktuellen Haushalt einzusetzen.3

Begründung4

Obwohl wir an der Forderung des kostenlosen Nahverkehrs für Auszubildende, Schü-5

ler, Azubis in schulischer Ausbildung und Studierende festhalten, ist ein wichtiger erster6

Schritt dorthin die Einführung eines Azubitickets das nicht mehr als 365e kostet. Von7

der notwendigkeit eines Azubitickets sind sowohl die Industrie und Handelskammer als8

auch die Gewerkschaften in Sachsen-Anhalt überzeugt. Die CDU muss hier ihre Blocka-9

dehaltung aufgeben und den weg frei machen für ein richtiges und vernünftiges Azubi-10

ticket11

 12

Unterstützer*innen:13

• Niklas Gerlach14

• Uwe Heinecke15

• Ralph Blümel16

• jemand aus der Börde17

• Aick Pietschmann18

ÄI4-1 AntragstellerInnen: Jusos Wittenberg (Henrike)

Betrifft Antragszeile: 2
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Zeile 2: Einfügen hinter 365e Tickets “für Auszubildende” in den aktuellen Haushalt ein-1

zusetzen.2

ÄI4-2 AntragstellerInnen:

Betrifft Antragszeile: 5

Zeile 5 einfügen: “Auszubildende, Schüler und Azubis in schulischer Ausbildung”1
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I5

Titel Flächendeckendes Fahrradnetzwerk für Sachsen-Anhalt.

AntragstellerInnen Jusos Magdeburg

Zur Weiterleitung an SPD-Landtagsfraktion Sachsen-Anhalt

� angenommen � geändert angenommen � abgelehnt

Flächendeckendes Fahrradnetzwerk für Sachsen-Anhalt.

Weiterleitung an SPD-Landtagsfraktion:1

 2

Wir fordern den Auf- und Ausbau eines sicheren und langlebigen Radweg-Netzwerks für3

ganz Sachsen-Anhalt.4

Begründung5

In den Groß- und Kleinstädten des Landes, aber auch besonders in den ländlichen Re-6

gionen, fehlen ausgebaute Fahrradwege. Die meisten Wege sind zu schmal, oder gar in7

einem höchst desolaten Zustand. Damit mehr Menschen dazu motiviert werden kön-8

nen, das Fahrrad zu benutzen, ist die Verbesserung von Sachsen-Anhalts Fahrradwegen9

sowohl auf qualitativer als auch auf quantitativer Ebene sinnvoll. Hierzu könnten auch10

beispielsweise alte Bahntrassen und Feldwege relativ aufwandsarm zu Radwegen aus-11

gebaut werden.12

 13

 14

 15

 16
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